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1 Veranlassung  

1.1 Anlass und Erfordernis 

Planungsanlass für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die Schaffung von 

Bauplanungsrecht zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage in der Flur 2 der Gemarkung 

Zschernitzsch der Stadt Schmölln als Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 der Baunutzungsverordnung 

(BauNVO).  

Als erstes der neuen Bundesländer hat Thüringen bereits am 14.12.2018 mit Beschluss des Landtages 

ein Klimagesetz (ThürKlimaG) mit einem konkreten Rahmen für klimafreundliches Handeln und 

verbindliche Treibhausgasminderungsziele sowie Anforderungen an die zukünftige Energieversorgung 

im Freistaat verabschiedet. Der Ausstoß von Treibhausgasen ist bis 2050 schrittweise, um bis zu 95 % 

im Vergleich zum Jahr 1990 zu senken. Thüringen soll bis zum Jahr 2040 seinen Energiebedarf 

vollständig in der Gesamtenergiebilanz durch einen Mix aus Erneuerbaren Energien decken1.  

Die Stadt Schmölln leistet mit den Regelungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes einen Beitrag 

zum Klimaschutz und gestaltet aktiv die Energiewende vor Ort und steht damit im Kontext zur 

Energiepolitik des Bundes, welche mit der Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) auf 

den beschleunigten Ausbau und die Erhöhung des Anteils der Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien ausgerichtet ist. Es soll dem Klimawandel gemäß dem 2016 vom Bundeskabinett 

beschlossenen „Klimaschutzplan 2050“ Rechnung getragen und einen Beitrag zur raschen CO2-

Reduzierung geleistet werden. 

Aufgrund der topografischen Lage sowie der gegebenen Erschließungsvoraussetzungen soll das 

Plangebiet in der Gemarkung Zschernitzsch zur Erzeugung erneuerbarer Energien als Wirtschaftsfaktor 

in der Stadt Schmölln genutzt werden. Die alternative Energiegewinnung wird mit diesem 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan städtebaulich geordnet festgesetzt.  

Vorhaben auf dieser Fläche sind nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB) als Außenbereich zu beurteilen. Für 

diese Flächen existiert kein Bebauungsplan. Die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen stellt 

kein privilegiertes Vorhaben i.S.v. § 35 Abs. 1 BauGB dar, daher ist die Aufstellung eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erforderlich. Da es sich um eine raumbedeutsame Anlage handelt, 

darf diese den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen (§ 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB). 

Der Stadtrat der Stadt Schmölln hat am 05.03.2026 (Beschluss Nr. 0300/2026) den Beschluss zur 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ gefasst. 

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan wird als Bebauungsplan (§ 8 Abs. 3 BauGB) und somit parallel 

zur Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schmölln aufgestellt, da die dringenden Gründe zur 

Erhöhung des Anteils der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien2 es erfordern. Die zeichnerischen 

und textlichen Festsetzungen als sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Errichtung 

und Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage“ gemäß § 11 Abs. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

beabsichtigen nicht, der städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebietes entgegenzustehen.  

 
1 Gemeinsam für gutes Klima - Das Thüringer Klimagesetz. https://umwelt.thueringen.de/themen/klima/klimagesetz aufgerufen am 29.05.2020 
2 gemäß dem 2016 vom Bundeskabinett beschlossenen „Klimaschutzplan 2050“ 
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Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden folgende Ziele verfolgt: 

 Schaffung von Bauplanungsrecht für ein Sondergebiet zur Errichtung und dem Betrieb einer 

Freiflächen-Photovoltaikanlage, 

 Erzeugung von Strom aus Solarenergie und damit verbundene Reduzierung des CO2- Ausstoßes 

 Ausschöpfung der Potentiale zur Erzeugung erneuerbarer Energien in der Stadt Schmölln, 

 Schaffung des grünordnerischen Ausgleichs für den baulichen Eingriff. 

Zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 

durchgeführt und gemäß § 2a BauGB ein Umweltbericht erstellt. Im Umweltbericht werden vorerst alle 

bisher zum Plangebiet recherchierten sowie erhobenen Umweltinformationen dokumentiert. Zudem 

erfolgt eine grobe Prognose der sich mit Errichtung und Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage 

ergebenden Umweltauswirkungen. Diese Angaben sollen im Rahmen der frühzeitigen 

Behördenbeteiligung vor allem als Grundlage für die nach § 4 Abs. 1 BauGB zu beteiligenden Behörden 

dienen, sich abschließend zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad zu äußern. 

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes  

Auf einer Fläche von ca. 94,53 km2 leben derzeit 13.542 Einwohner3 in der Stadt Schmölln. Schmölln 

liegt als erfüllende Gemeinde im südlichen Teil des Landkreises Altenburger Land im Tal des 

Fließgewässers Sprotte.  

Abbildung 1: Lage des Plangebietes (Quelle: ThüringenViewer und eigene Darstellung) 

 
3 Statistik Thüringen, Stadt Schmölln; https://statistik.thueringen.de/ Stand 31.12.2025 
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Das Plangebiet in der Gemarkung Zschernitzsch liegt eingebettet zwischen Ausläufer des Zschernitzscher 

Kirchenholz (Laubwald) mit namenlosen Fließgewässer an der Gemarkung Taupadel im Osten und dem 

Laubwald mit dem Fließgewässer Köthelbach im Westen sowie landwirtschaftlichen Flächen im Norden 

bzw. Süden und wird wie folgt begrenzt: 

im Norden   durch die restlichen landwirtschaftlichen Flächen auf den in Anspruch genommen 

Flurstücken 34, 35/12, 62, 63 und 70 in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch, 

im Osten  durch die forstwirtschaftliche Fläche auf dem Flurstück 60 und in der Flur 2 der 

Gemarkung Zschernitzsch und Flurstück 32 in der Flur 2 der Gemarkung Taupadel, 

 durch die restliche forstwirtschaftliche Fläche auf das in Anspruch genommene 

Flurstück 62 in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch 

im Süden  durch die landwirtschaftlichen Flächen auf den Flurstücken 5, 28 und 30 in der Flur 2 

der Gemarkung Taupadel und auf den in Anspruch genommen Flurstücken 64, 65 und 

67 in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch 

im Westen  durch die forstwirtschaftliche Fläche auf dem Flurstück 74 in der Flur 2 der Gemarkung 

Zschernitzsch 

durch die restliche forstwirtschaftliche Fläche auf das in Anspruch genommene 

Flurstück 69 in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch  

Der Geltungsbereich mit einer Fläche von ca. 25,8 Hektar umfasst in der Flur 2 der Gemarkung 

Zschernitzsch Teile der Flurstücke 34, 35/12, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69 und 70. 

Zur Erschließung dienen die Flurstücke 62 an seiner nordöstlichen Flurgrenze und 35/12 an seiner 

nördlichen Flurgrenze in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch ausgehend von der Gemeindestraße 

„An der Klinge“ auf dem Flurstück 35/11 in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch. 

Das Plangebiet steigt um 18 Höhenmeter von Westen an, um in der Mitte des Geltungsbereiches 

(258 Ü NHN) dann in das Tal des namenlosen Fließgewässers (230 ü. NHN) abzufallen. 

1.3 Standortbewertung 

Folgende Kriterien, die u.a. der Standortbewertung zugrunde gelegt wurden, sind: 

 der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes liegt in der Flächenkulisse der 

Standortkonzeption Photovoltaik-Freiflächenanlagen der Stadt Schmölln, 

 die Einbindung ins Stromnetz in direkter räumlicher Nähe, 

 die Flächenverfügbarkeit, 

 die Erträge der landwirtschaftlichen Flächen fallen stellenweise gering aus. 
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Abbildung 2: Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ (Quelle: ThüringenViewer, 02/2026; ohne 

Maßstab; eigene Darstellung) 

1.4 Rechtlicher Rahmen und fachplanerische Bedingungen 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche oder sonstige Nutzung der Grundstücke in einer 

Gemeinde nach Maßgabe des BauGB vorzubereiten und zu leiten (§ 1 Abs. 1 BauGB). 

Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für eine geordnete 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). Die Bauleitpläne sind den 

Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Bei der Bauleitplanung sind die öffentlichen 

und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). 

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind insbesondere die nachfolgenden Belange des 

Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen (§ 1 

Abs. 6 Nr. 7 BauGB). Diese beziehen sich auf: 

 die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 

Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

insgesamt, umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,  

 die Erhaltungsziele und der Schutzweck der Natura-2000 Gebiete im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatschG), 

 die Vermeidung von Emissionen sowie den sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässern, 
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 die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien, 

 die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 

Buchstaben a bis d. 

DIE BEARBEITUNG DER BEGRÜNDUNG MIT UMWELTBERICHT ERFOLGTE UNTER BEACHTUNG DER FOLGENDEN 

RECHTSGRUNDLAGEN: 

- Baugesetzbuch – BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) geändert 

worden ist. 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist nach § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in 

der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht 

beschrieben und bewertet werden. Der grundlegende Inhalt des Umweltberichtes wird dabei durch 

Anlage 1 zum BauGB vorgegeben. 

- Bundesnaturschutzgesetz – BNatschG vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 

48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist. 

Nach § 18 BNatSchG ist bei Eingriffen in Natur und Landschaft gemäß § 14 BNatSchG (Eingriffsregelung), 

die auf Grund der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen zu erwarten sind, über die Vermeidung, 

den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden. Damit wird auf § 1a 

Abs. 3 BauGB verwiesen. Demnach sind Maßnahmen oder Flächen zum Ausgleich von erheblichen 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushaltes festzusetzen. 

Im Zuge der Aufstellung von Bebauungsplänen ist im Rahmen der Umweltprüfung unter anderem zu 

ermitteln, ob die Vorschriften des besonderen Artenschutzes, hier vor allem die Zugriffsverbote des § 44 

Abs. 1 BNatSchG, berührt sind. Dabei ist zu beachten, dass die Vorschriften des besonderen 

Artenschutzes der bauleitplanerischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB nicht zugänglich sind. Die Stadt 

Schmölln hat das Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung darüber, ob Verstöße gegen § 44 Abs. 1 

BNatSchG vorliegen, und die Frage, ob diese ggf. nach § 44 Abs. 5 BNatSchG abgewendet werden 

können oder ggf. eine „Ausnahmelage“ durch geeignete Maßnahmen geschaffen und in Anspruch 

genommen werden kann, im Umweltbericht nach § 2a Nr. 2 BauGB zu behandeln. 

- Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes und zur weiteren landesrechtlichen 

Regelung des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Thüringer Naturschutzgesetz – ThürNatG) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2019, das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes vom 30. 

Juli 2019 (GVBl. S. 323, 340) geändert worden ist. 

Das ThürNatG regelt die Ausführung des BNatSchG. Es konkretisiert auf Landesebene die 

Eingriffsregelung des BNatSchG und ergänzt die Liste der gesetzlich geschützten Biotope.  

HIERMIT IN VERBINDUNG STEHEN DIE:  

- Rote Listen Thüringen des Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 

(https://tlubn.thueringen.de/naturschutz/rote-listen) 
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WEITERE ZU BERÜCKSICHTIGENDE RECHTSGRUNDLAGEN SIND: 

- Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 4 

des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 324) geändert worden ist. 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-

Bodenschutzgesetz – BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des 

Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist.  

- Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 

546), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) geändert 

worden ist. 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 

Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 03. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) geändert worden ist. 

- Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 30.11.2009 über die 

Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (kodifizierte Fassung). 

- Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 

der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-RL), zuletzt geändert am 13.05.2013 (mit Wirkung zum 

01.07.2013). 

- Richtlinie 79/409/EWG des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 02.04.1979 zur Erhaltung der 

wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie). 

- Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG) vom 16. Dezember 2003, das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 28. Mai 2019 (GVBl. S. 74, 121) geändert worden ist. 

- Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer Denkmalschutzgesetz – 

ThürDSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2004 (GVBl. S. 465, 562), das zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 731) geändert worden ist. 

- Thüringer Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels (Thüringer 

Klimagesetz – ThürKlimaG) vom 18. Dezember 2018, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. 

Juli 2024 (GVBl. S. 272, 273) geändert worden ist. 

- Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom 28. Mai 2019 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 52 

des Gesetzes vom 02. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 291) geändert worden ist. 

1.4.1 Landesentwicklungsprogramm 2025 – Thüringen im Wandel, geändert durch die Erste Änderung 

des Landesentwicklungsprogramms Thüringen 2025 vom 06.08.2024 (LEP 2025, GVBl 13/2012 vom 

21.12.2012, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.05.2024, GVBl 6/2024) 

Die Erste Änderung des LEP 2025 wurde am 09.07.2024 durch die Thüringer Landesregierung 

beschlossen und trat am 31.08.2024 in Kraft (vgl. GVBl. 12/2024 vom 30.08.2024). 

Gemäß Karte 4 zur Ersten Änderung des LEP 2025 „Raumstruktur“ ist die Stadt Schmölln dem 

Mittelversorgungsbereich gemeinsam mit der ca. 5 km östlich gelegenen Stadt Gößnitz zugeordnet. In 
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einer Entfernung von ca. 18 km befindet sich westlich die Stadt Gera als Oberzentrum und nordöstlich 

in einer Entfernung von ca. 12 km die Stadt Altenburg als Mittelzentrum mit Teilfunktionen eines 

Oberzentrums. 

Der Raum um Schmölln wird in der Karte 2 als Raum mit ausgeglichenen Entwicklungsvoraussetzungen 

Östliches Thüringen“ gemäß Grundsatz 1.1.3 ausgewiesen: „In den Räumen mit ausgeglichenen 

Entwicklungspotenzialen sollen die Entwicklungsvoraussetzungen genutzt und Entwicklungshemmnisse 

überwunden werden.“ (Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025, geändert durch die Erste 

Änderung des Landesentwicklungsprogrammes Thüringen 2025, Lesefassung, Abschnitt 1.1 

Handlungsbezogene Raumkategorien, S. 12, Hervorhebung im Original) 

In der Begründung zum Grundsatz 1.1.3 führt das LEP 2025 aus, dass die Raumstrukturgruppe „Räume 

mit ausgeglichenen Entwicklungsvoraussetzungen“ eine überdurchschnittliche Entwicklung der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten demgegenüber aber einen hohen Altenquotienten aufweist. 

(vgl. a.a.O., S. 12)  

Im Abschnitt 5.2 Energie wird in den Leitvorstellungen der Ersten Änderung des LEP 2025 festgehalten, 

dass der Ausbau der erneuerbaren Energien dem überragenden öffentlichen Interesse und der 

öffentlichen Sicherheit dient (vgl. a.a.O., S. 93). Im Punkt 6 der Leitvorstellungen heißt es: „Mit dem 

Ausbau der erneuerbaren Energien ist eine Diversifizierung, Regionalisierung und Dezentralisierung 

der Energieerzeugung verbunden, die weitere Entwicklung des ländlich geprägten Raums als 

Energielieferant wird unterstützt. Erneuerbare Energien eröffnen diesen Landesteilen zusätzliche 

Wertschöpfungsmöglichkeiten.“ (a.a.O., S. 93, Hervorhebung im Original)  

Als Erfordernis der Raumordnung formuliert das LEP 2025 im Grundsatz 5.2.1 die Empfehlung, dass 

„dezentralen und verbrauchernahen Erzeugungsstandorten sowie der Schaffung von 

Speicherkapazitäten … bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen und 

Funktionen besonderes Gewicht beigemessen werden“ soll (a.a.O., S. 95, Hervorhebung im Original). 

In seinen Erläuterungen zum Hintergrund der formulierten Leitvorstellungen bezieht sich die Erste 

Änderung des LEP 2025 auf den § 2 EEG 2023, wonach die Beschleunigung des Ausbaus der 

erneuerbaren Energien als im überragenden öffentlichen Interesse liegend und der öffentlichen 

Sicherheit dienend formuliert wird: „Um in Thüringen das Ziel für den Ausbau der Solarenergie zu 

erreichen, müssen bis 2030 rund 4.140 MW zugebaut werden.“ (a.a.O., S. 94) 

In diesem Zusammenhang weist die Erste Änderung des LEP 2025 auf das besonders hohe Gewicht des 

Ausbaus der erneuerbaren Energien in der Abwägung hin. Unter Bezugnahme auf den § 2 Satz 2 EEG 

2021 seien die erneuerbaren Energien bis zum Erreichen der Treibhausgasneutralität als vorrangiger 

Belang in die Schutzgüterabwägung einzustellen. „Öffentliche Interessen können … den erneuerbaren 

Energien als wesentlicher Teil des Klimaschutzgebotes nur dann entgegenstehen, wenn sie mit einem 

dem Artikel 20a GG vergleichbaren verfassungsrechtlichen Rang gesetzlich verankert bzw. gesetzlich 

geschützt sind oder einen gleichwertigen Rang besitzen. … 

Gemäß § 4 Abs. 1 Thüringer Klimagesetz ist es Ziel, den Energiebedarf in Thüringen ab dem Jahr 2040 

bilanziell durch einen Mix aus erneuerbaren Energien aus eigenen Quellen decken zu können.“ (a.a.O. 

S. 94) 
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1.4.2 Regionalplan Ostthüringen 2025 

Mit Beschluss PLV 17/11/25 hat die Planungsversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Ostthüringen überdies festgestellt, dass mit der Bekanntmachung des Genehmigungsbescheides des 

TMIKL vom 11. November 2025 und dem damit verbundenen Inkrafttreten des Regionalplanes 

Ostthüringen 2025 der Regionalplan Ostthüringen 2012 (Bekanntgabe der Genehmigung und damit 

Inkrafttreten im Thüringer Staatsanzeiger Nr. 25/2012 vom 18.06.2012) außer Kraft tritt.  

  
Abbildung 3: Auszug aus der kartographischen Darstellung des REP 2012 Nordthüringen (Quelle: ThüringenViewer, 02/2026; ohne Maßstab; 

eigene Darstellung) 

Gemäß des REP Ostthüringen 2025 überplant der Geltungsbereich geringfügig im Norden das 

Vorbehaltsgebiet landwirtschaftliche Bodennutzung lb-12 „Schmölln – Kummer – Taupadel – Bornshain 

– Zürchau“ (vgl. Abb. 3). 

Ergänzend zu den zeichnerischen Darstellungen des Regionalplanes sind die textlichen Ziele und 

Grundsätze zu beachten. 

Gemäß Grundsatz G 3-25 RP-OT 2025 soll „eine nachhaltige und zukunftsfähige Energieversorgung 

nach den Prinzipien der Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit, Bezahlbarkeit, Nachhaltigkeit 

sowie Umwelt- und Klimaverträglichkeit ausgerichtet werden.“ (a.a.O. S. 79, Hervorhebungen im 

Original) Die Umsetzung soll mit dem „Ausbau eines ausgewogenen Energiemixes, insbesondere 

durch optimale Ergänzung der verschiedenen Versorgungssysteme unter Berücksichtigung ihrer 

spezifischen Eignung und der regionalen Besonderheiten“ erfolgen (a.a.O. S. 79, Hervorhebungen im 

Original).  
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„Bei der Steigerung der Solarenergienutzung wird daher neben der bevorzugten Nutzung innerhalb der 

Siedlungsbereiche auch auf weitere, dafür vorgesehene baulich vorbelastete Flächen im Außenbereich 

fokussiert.“ (a.a.O. S. 80) 

Konkrete Vorranggebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen werden im Regionalplan nicht festgelegt. 

Diese Vorgaben sind mit einem besonderen Gewicht in die Standortentscheidung (vgl. Kapitel 1.4.5, 

Stadt Schmölln: Standortkonzeption Photovoltaik-Freiflächenanlagen, 2024) einzustellen.  

Insgesamt ist festzustellen, dass die Fläche der vorliegenden Planung einen gemäß Gesetz zur 

sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht) 

weitgehend privilegierten, unbeeinträchtigten, landwirtschaftlich genutzten Standort umfasst und 

damit den o.g. Standortanforderungen der Landes- und Regionalplanung teilweise nicht entspricht, 

jedoch den kommunalen Standortanforderungen entspricht. 

1.4.3 Flurbereinigung zur Landentwicklung 

Die Gemarkung Zschernitzsch ist gemeinsam mit den Gemarkungen Kleinmückern, Schmölln und 

Taupadel Bestandteil eines anhängigen Flurbereinigungsverfahrens zur Neuordnung des ländlichen 

Grundbesitzes gemäß § 86 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG). Der Beschluss zur Durchführung des 

Verfahrens wurde am 29.09.2008 gefasst. 

Ziel des Flurbereinigungsverfahrens ist insbesondere die Verbesserung der Agrarstruktur, die Auflösung 

bestehender Landnutzungskonflikte, der Hochwasserschutz sowie die Neuordnung der 

Eigentumsverhältnisse. Im Rahmen des Verfahrens ist unter anderem vorgesehen, „die Zuwegung zu 

den Ackerflächen südlich von Zschernitzsch zu verbessern und mit der Neuordnung des Wegenetzes die 

Waldflurstücke am Klingebach und Köthelbach rechtlich zu erschließen“4 (vgl. a. a. O., S. 5). 

Das Flurbereinigungsverfahren umfasst in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch unter anderem die 

Flurstücke Nr. 34, 35/12, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69 und 70, die innerhalb des Geltungsbereiches des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ liegen. 

1.4.4 Flächennutzungsplan 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Stadt Schmölln wurde im Jahr 2013 beschlossen und 2014 

genehmigt. Die aktuell laufenden Änderungsverfahren verdeutlichen die planerischen 

Herausforderungen, die sich aus den raumordnerischen Grundsätzen sowie dem landesplanerischen Ziel 

ergeben, die Neuinanspruchnahme von Flächen auszugleichen (vgl. Kap. 5).  

Das Plangebiet umfasst die im Flächennutzungsplan dargestellte Fläche für Landwirtschaft und befindet 

sich im Flächenbereich von wasserrechtlichen Festsetzungen. 

Die vorliegende Planung befindet sich in Konflikt zu kommunalen Festlegungen. Diese wird im 

Parallelverfahren geändert. 

 
4 Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation: Flurbereinigungsbeschluss vom 29.09.2008 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Schmölln mit Plangebiet 

Konflikte mit anderen Bauleitplänen oder Satzungen der Stadt Schmölln sind nach derzeitigem 

Kenntnisstand nicht erkennbar und können somit ausgeschlossen werden. 

1.4.5 Standortkonzeption Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

Mit Stand 22. Oktober 2024 hat der Stadtrat der Stadt Schmölln die Standortkonzeption Photovoltaik-

Freiflächenanlagen beschlossen. Unter Berücksichtigung der bestehenden rechtlichen und planerischen 

Vorgaben sowie der Realnutzung hat die Stadt Kriterien festgelegt, die zum Ausschluss bzw. zur Eignung 

von Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen führen. Hierbei hat die Stadt im Rahmen des 

kommunalen Entscheidungsprozesses die Vorgabe des Bundesgesetzgebers hinsichtlich der Bedeutung 

von regenerativen Energien für die nationale Energieversorgung und damit die nationale Sicherheit 

berücksichtigt.  

Mit dieser Photovoltaik-Freiflächenkonzeption hat der Stadtrat der Stadt Schmölln festgelegt, auf welchen 

landwirtschaftlichen Flächen keine Photovoltaik errichtet werden darf und auf welchen Flächen es 

grundsätzlich möglich ist. 

Zusätzlich zu den bezeichneten Flächen wurde auch die Flächenobergrenze festgelegt. Maximal 2 % der 

landwirtschaftlichen Fläche auf dem Gebiet der Stadt Schmölln stehen für die Errichtung von 

Photovoltaikanlagen zur Verfügung. 
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Abbildung 5: Auszug 

Standortkonzeption 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

(PV-FFA) Stadt Schmölln; Karte 

4: Gesamtbewertung (ohne 

Maßstab; eigene Darstellung) 

 

 

 

 

 

 

 

Im Ergebnis wurden in der Karte 4 die Flächen grün schraffiert hinterlegt, für die sich aus den Karten 1 

bis 3 keine Ausschlusswirkung ergibt. Südlich und südöstlich von Zschernitzsch sind die Flächen als 

Eignungsflächen ermittelt.  

2 Schutzgebiete und -bestimmungen 

2.1 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Das Plangebiet befindet sich nicht in naturschutzfachlichen Schutzgebieten.  

Das Landschaftsschutzgebiet „Sprottetal“, welches sich südwestlich in 3,7 km Entfernung zum 

Plangebiet befindet, wird in seiner Schutzfunktion nicht beeinträchtigt. 

Am westlichen Randbereich außerhalb des Geltungsbereiches befindet sich das gesetzlich geschützte 

Biotop naturnaher Bach (Biotoptyp 2211) mit sonstigem Feldgehölz im Uferbereich (Biotoptyp 6214) 

sowie südlich angrenzend die Breite einer Talsohle einnehmender flacher Teich (Biotoptyp 2511) in 

ungestörter Lage. Beide Biotope sind mit überdurchschnittlich bis hervorragend bewertet. 

Die geschützten Biotope werden in diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan berücksichtigt und nicht 

beeinträchtigt. Mit entsprechendem Schutzabstand (Festsetzung der Baugrenzen) werden die 

Biotoptypen gemäß § 30 BNatSchG vor erheblichen und nachhaltigen Eingriffen geschützt. 

2.2 Bodenschutz/Abfall/Altlasten 

Informationen zu Altlastenverdachtsflächen und Altlasten gemäß Thüringer Bodenschutzgesetz 

(ThürBodSchG) liegen zum Vorentwurf nicht vor. Im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes erfolgt eine Abfrage beim Landkreis Altenburger Land, Fachdienst Natur- & 

Umweltschutz. 
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2.3 Baugrund/Geologie/Hydrogeologie 

Das Plangebiet liegt im Übergangsbereich zwischen dem Rand des Thüringer Beckens und dem 

ostthüringisch-fränkischen Sattelgebiet. Der Untergrund ist geologisch dem Unteren Buntsandstein 

zuzuordnen. 

Zur fachlichen Einordnung der hydrogeologischen Verhältnisse wurde das hydrogeologische Gutachten 

der G.U.B. Ingenieur AG (2020) zur Abgrenzung der Schutzzone III der zukünftig genutzten Tiefbrunnen 

der Stadt Schmölln in Richtung Gewerbegebiet Nitzschka herangezogen. Auch wenn sich dieses 

Gutachten auf den angrenzenden Bereich (Köthelgrund) bezieht, sind aufgrund der räumlichen Nähe und 

der geologischen Kontinuität vergleichbare hydrogeologische Rahmenbedingungen für das Plangebiet 

anzunehmen. 

Hydrogeologisch ist das Gebiet dem Hauptgrundwasserleiter des Unteren Buntsandsteins zuzuordnen, 

konkret der sandig-konglomeratischen Folge (su2’sc) der Unteren Sandsteinfolge. Diese besteht aus 

sandigen bis konglomeratischen Festgesteinen mit kluft- und teilweise porenraumgestützter 

Durchlässigkeit. Im angrenzenden Untersuchungsraum wurden für den grundwasserführenden Abschnitt 

Mächtigkeiten von ca. 17 m bis 23 m ermittelt; für das Plangebiet ist von vergleichbaren 

Größenordnungen auszugehen. 

Die Grundwasserbewegung erfolgt überwiegend entlang von Klüften, Spalten und tektonischen 

Trennflächen innerhalb des Festgesteins. Die speicherwirksamen Porenräume besitzen gegenüber der 

kluftgesteuerten Wasserführung eine untergeordnete Bedeutung. Daraus resultiert ein insgesamt 

heterogenes, lokal variierendes Fließverhalten mit einer von der Vernetzung und Offenheit des 

Kluftsystems abhängigen Ergiebigkeit. 

Die sandig-konglomeratische Folge wird von einer Tonigen Sandsteinfolge überlagert, die aus 

Wechsellagerungen von Sand-, Ton- und Schluffsteinen besteht. Diese Einheit wirkt hydrogeologisch als 

Grundwasserhemmerkomplex und übernimmt die Funktion einer Deckschicht über dem 

Hauptgrundwasserleiter. 

Aufgrund der begrenzten Speicherfähigkeit klüftiger Festgesteine ist die Grundwasserneubildung 

insgesamt moderat; örtlich können entlang verwitterter oder stärker verblockter Horizonte temporäre 

Wasserstauungen auftreten. Unter Berücksichtigung der vergleichbaren geologischen und 

hydrogeologischen Verhältnisse ist auch für das vorliegende Plangebiet keine relevante Absenkung des 

Grundwasserstandes zu erwarten und damit nicht von nachteiligen Auswirkungen auf das 

Grundwasserregime auszugehen. 

2.4 Archäologie/Denkmalschutz 

Informationen zu archäologischen Relevanzgebieten liegen zum Vorentwurf nicht vor. Im Zuge der 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt eine Abfrage bei dem Thüringischen 

Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie sowie Landkreis Altenburger Land, Fachdienst 

Denkmalschutz. 

2.5 Forstrecht 

Waldflächen sind von der Planung nicht betroffen.  
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Die Zufahrten zu den angrenzenden Waldflächen sind auch nach Errichtung der Freiflächen-

Photovoltaikanlage möglich. Die Waldränder und Waldfunktionen gemäß Thüringer Waldgesetz 

(ThürWaldG) werden mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht beeinträchtigt. Es 

entstehen keine Nachteile für die Waldbesitzenden. 

Um die Waldbewirtschaftung und auch die Verkehrssicherung für die Freiflächen-Photovoltaikanlage zu 

ermöglichen, ist ein ausreichender Korridor zwischen der Sondergebietsfläche und den Waldflächen 

freigehalten. Der Korridor dient dem Verkehr von forstwirtschaftlichen Fahrzeugen, dem Mindestabstand 

für sicheres zu Fall bringen von Bäumen und der Bewirtschaftung des Waldrandes. 

Eine 30 m-Abstandsregelung gemäß § 26 Abs. 5 ThürWaldG gilt nur für bauliche Anlagen mit Feuerstätten 

und Gebäude. Bauliche Anlagen mit Feuerstätten gibt es in der Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht. In 

diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden zum Betrieb der Anlage notwendige technische und 

bauliche Nebenanlagen errichtet, die für die Betreibung der Freiflächen-Photovoltaikanlage erforderlich 

sind (Wechselrichter, Speicher- und Transformatorenanlagen). Sofern begehbare Container an der 

Batteriespeicheranlage errichtet werden, dann außerhalb der 30 m-Abstandsregelung. 

2.6 Immissionsschutz 

Das Plangebiet liegt im Außenbereich südlich des Ortsteils Zschernitzsch. Die Lage ist durch eine 

überwiegend landwirtschaftlich genutzte Umgebung mit ohne Vorbelastung durch schutzbedürftige 

Nutzungen geprägt. 

Als relevante externe Immissionsquelle ist insbesondere der Verkehr auf der querenden Gemeindestraße 

zu nennen. Aufgrund der untergeordneten verkehrlichen Bedeutung dieser Straße sowie des geringen 

Verkehrsaufkommens sind jedoch keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm im Sinne 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu erwarten. Eine Überschreitung einschlägiger 

Orientierungs- oder Richtwerte ist daher nicht anzunehmen. 

Von der im Plangebiet vorgesehenen Nutzung geht im Regelbetrieb nur eine geringfügige Emissionen 

aus. Geräuschentwicklungen beschränken sich im Wesentlichen auf zeitlich begrenzte Tätigkeiten im 

Rahmen von Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten. Dauerhafte oder erhebliche Lärmemissionen sind 

nicht zu erwarten. Luftschadstoff- oder Staubemissionen treten überwiegend nur während der Bauphase 

auf und sind zeitlich begrenzt; sie können durch übliche baubetriebliche Maßnahmen auf ein 

unerhebliches Maß reduziert werden. 

Im Hinblick auf mögliche optische Immissionen ist die Blendwirkung der nach Süden ausgerichteten 

Photovoltaik-Module zu berücksichtigen. Die Photovoltaik-Module sind mit einer flachen Neigung von 

12–15° installiert, wodurch ihre Oberfläche nahezu horizontal liegt. Entspiegelte Moduloberflächen 

reduzieren die Reflexion zusätzlich auf 2–5 % der einfallenden Sonnenstrahlung. Aufgrund dieser 

geringen Intensität, der flachen Einfallswinkel und des abfallenden Reliefs Richtung Süden sind 

kurzzeitige Reflexionen zwar theoretisch möglich, jedoch ist aufgrund der fehlenden 

Verkehrsinfrastruktur nicht mit erheblichen optischen Immissionen oder relevanten Beeinträchtigungen 

zu rechnen.  

Schutzbedürftige Nutzungen, insbesondere Wohnbebauung, befinden sich in ausreichender Entfernung 

zum Plangebiet. Vor diesem Hintergrund sowie unter Berücksichtigung der örtlichen Topographie und 
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der Ausrichtung der Anlagen sind keine nachteiligen Auswirkungen durch Blendwirkungen auf 

benachbarte Nutzungen zu erwarten. 

Insgesamt wird festgestellt, dass dem Belang des Immissionsschutzes im Rahmen der Planung 

umfassend Rechnung getragen wird. Schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärm, Luftverunreinigungen 

oder visuelle Immissionen sind unter Berücksichtigung der Standortbedingungen und der geplanten 

Nutzung nicht zu erwarten. Immissionsschutzrechtliche Konflikte können daher ausgeschlossen werden. 

2.7 Gewässerschutz, Wasserschutzgebiete 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer zu verzeichnen. Das Plangebiet liegt außerhalb von 

Heilquellenschutzgebieten und Überschwemmungsgebieten. 

Das Plangebiet befindet sich teilweise in der festgesetzten Fläche und vorrangig in der geplanten 

Flächenerweiterung des Wasserschutzgebietes Nr. 280 „WSG Nitzschkaer Brücke“ Zone III. 

Abbildung 6: Wasserschutzgebiet „Nitzschkaer Brücke“ Zone III, blau/gestreift: festgesetzt; gestreift: in Planung (Quelle: Kartenwerke des TLUBN 

und eigene Darstellung) 

Wasserschutzgebiete dienen dazu die aktuelle und zukünftige Wasserversorgung qualitativ und 

quantitativ sicherzustellen. Die Schutzbestimmungen der Schutzzone III (Weitere Schutzzone) dienen 

vorrangig dem Schutz vor weitreichenden Beeinträchtigungen, wie z.B. schwer abbaubaren chemischen 
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oder radioaktiven Verbindungen5. Die geplanten Maßnahmen entsprechen den üblichen, erhöhten 

Anforderungen an Bauvorhaben innerhalb von Wasserschutzgebieten. Ziel ist es, die natürlichen 

Bodenfunktionen zu erhalten, Bodenverdichtungen zu vermeiden und eine Kontamination des 

Grundwassers durch wassergefährdende Stoffe, insbesondere Kraft- und Schmierstoffe, 

auszuschließen. Zudem ist hervorzuheben, dass im Regelfall der Bau der Anlagen in einem kurzen 

begrenzenten Zeitraum potenzielle Auswirkungen auf das Wasserschutzgebiet haben kann, während im 

Betrieb der Anlage eine Beeinträchtigung nahezu ausgeschlossen werden kann. Lediglich im Falle eines 

unvorhergesehenen Falls (Havarie, Brandereignis, o.ä.) können Umweltauswirkungen auftreten. Zur 

Umsetzung eines vorsorgenden Grundwasserschutzes werden in Anlehnung an die Empfehlungen zur 

Nutzung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Wasserschutzgebieten des Bundesverbandes der 

Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (2025) umfassende Vermeidungs- und Vorsorgemaßnahmen 

berücksichtigt. 

Im Zuge der Bauausführung werden die Erdarbeiten auf das technisch zwingend erforderliche 

Mindestmaß beschränkt; tiefgreifende Bodenaufschlüsse werden vermieden. Die Modulaufständerungen 

erfolgen punktuell, so dass keine flächenhafte Versiegelung entsteht. Es werden ausschließlich 

gewässerunschädliche Baustoffe eingesetzt. Die Betankung, Wartung und Reparatur von Baufahrzeugen 

finden außerhalb des Plangebietes beziehungsweise auf befestigten und gesicherten Flächen statt; die 

Lagerung wassergefährdender Stoffe sowie der Umgang mit Betriebsstoffen erfolgen grundsätzlich 

außerhalb des Wasserschutzgebietes. Für den Havariefall werden während der Bauphase geeignete 

Bindemittel vorgehalten. Die Bauarbeiten sind vorzugsweise in einer Trockenwetterphase vorgesehen; 

zum Schutz des Bodens werden Fahrzeuge mit Raupenketten eingesetzt, um Verdichtungen zu 

minimieren. 

Im Regelbetrieb der Anlage wird auf den Einsatz wassergefährdender Stoffe vollständig verzichtet. 

Transformatoren und sonstige technische Anlagen werden mit ausreichenden Schutzvorkehrungen 

ausgeführt, beispielsweise in ölfreier Technik oder mit geeigneten Auffangsystemen. Die natürlichen 

Bodenfunktionen sowie die flächenhafte Versickerung des Niederschlagswassers bleiben erhalten. Der 

Einsatz von Herbiziden oder wassergefährdenden Reinigungsmitteln ist ausgeschlossen; bei der 

Modulreinigung wird ausdrücklich auf synthetische Reinigungsmittel verzichtet (vgl. 

Vermeidungsmaßnahme V11). Nach Errichtung der baulichen Anlagen wird die Fläche als extensives 

Grünland entwickelt. 

Im Hinblick auf potenzielle Erosionsprozesse ist zu berücksichtigen, dass die Photovoltaik-Module jeweils 

eine Größe von etwa 1,03 × 1,75 Meter aufweisen und mit einem Abstand von 0,02 Meter installiert 

werden, so dass Niederschlagswasser nicht zu konzentrierten Abfluss- und Erosionsvorgängen führt. 

Transformatoren werden ausschließlich außerhalb der weiteren Schutzzone im nördlichen 

Planungsbereich aufgestellt. 

Für die Rückbauphase ist der vollständige Rückbau sämtlicher baulicher Anlagen einschließlich der 

Fundamente vorgesehen. Alle anfallenden Materialien werden ordnungsgemäß nach den geltenden 

abfall- und wasserrechtlichen Vorschriften entsorgt. Anschließend erfolgt die Wiederherstellung der 

natürlichen Boden- und Versickerungsverhältnisse. Beim Rückbau der Anlage sollten die Stützen mit Hilfe 

von angepassten Matritzen so aus dem Boden gezogen werden, dass keine Lockerung des Bodens 

 
5 Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (2025): Leitfaden - Empfehlungen zur Nutzung von PV-Anlagen in 

Wasserschutzgebieten – Vorschläge aus Sicht des BDEW; S. 3 
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erfolgt oder vertikalen Wasserwegsamkeiten geschaffen werden. Der Rückbau der Erdkabel soll ebenfalls 

durch Ziehen ohne bleibende Lockerung des Bodens erfolgen. 

2.8 Rohstoffpotenzial 

Gemäß der Rohstoffpotenzialkarte im ThüringenViewer befindet sich am äußersten südöstlichen Rand 

des Plangebietes der „flächigen Verteilung oberflächennaher Steine- und Erden-Rohstoffe: Kiessand“, 

was den Angaben des REP Ostthüringen 2025 widerspricht.  

Die Stadt Schmölln bewertet die Planung so, dass weder Beeinträchtigungen noch schädliche 

Auswirkungen auf die Rohstoffressourcen zu erwarten sind und die Sicherung der Rohstoffverfügbarkeit 

nicht beeinträchtigt wird. 

3 Städtebauliche Konzeption 

3.1 Planungskonzept – Grundzüge der Planung  

Die Stadt Schmölln möchte mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen, auf den in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch 

gelegenen ackerbaulich genutzten Flächen eine Freiflächen-Photovoltaikanlage zu errichten. Zur 

Erschließung des Geländes wird ein zu errichtender landwirtschaftlicher Weg und die Gemeindestraße 

genutzt. 

Auf dem insgesamt ca. 25,8 Hektar großen Gelände können fest installierte Photovoltaik-Module mit 

einer installierten Leistung von ca. 30 errichtet werden. Damit erzeugt die Freiflächen-Photovoltaikanlage 

jährlich ca. 31,5 GWh Strom. Abstimmungen mit den Stadtwerken Schmölln hinsichtlich einer 

Beteiligungsmöglichkeit wurden geführt. 

Die Freiflächen-Photovoltaikanlage wird nach Aufgabe der Nutzung wieder abgebaut und die Wertstoffe 

werden dem Wertstoffkreislauf zugeführt. Der Rückbau wird mittels Durchführungsvertrag, welcher vor 

Fassung des Satzungsbeschlusses zwischen der Stadt Schmölln und dem Vorhabenträger 

abgeschlossen wird, geregelt. 

3.1.1 Komponenten der Photovoltaik-Anlage 

Eckdaten der Photovoltaik-Freiflächenanlage: 

 Leistung ca. 30 MW installierte Leistung 

 Stromproduktion ca. 31.500.000 kWh/Jahr (31,5 GWh/Jahr) 

 CO2 Einsparung ca. 18.000 Tonnen/Jahr 

 Versorgungskapazität ca. 7.500 durchschnittliche 3-4-Personen-Haushalte 

 Abgabe an Gemeinde 90% der Gewerbesteuer garantiert am Anlagenstandort 

 Baubeginn geplant für 2027 

 Erschließung über zu errichtenden, von der Gemeindestraße abzweigenden landwirtschaftlichen 

Weg (Flurstück 62 Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch) und der Gemeindestraße 

 Einzäunung Stabmatten- oder Maschendrahtzaun bis zu einer Höhe von 2,20 Meter inkl. 

Bodenabstand für Kleinsäugetiere 

Für die Freiflächen-Photovoltaikanlage sollen die Photovoltaik-Module mittels 

Leichtmetallunterkonstruktion aufgeständert werden. Es kann jederzeit deren Rückbau erfolgen. Die 
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Pfosten werden hierzu lediglich in den Boden gerammt. Dabei wird auf Betonfundamente verzichtet, so 

dass keine Flächenversiegelung erfolgt und anfallendes Regenwasser entlang der Gestelle in den Boden 

abgeleitet wird. Daraus folgend sind die Eingriffe in den Boden als gering einzuschätzen. Der geplante 

Modulreihenabstand wird ausreichend dimensioniert, um eine natürliche Besonnung und Begrünung 

zwischen den Modulreihen sicher zu stellen. Erfahrungen mit bereits in Betrieb befindlichen Anlagen 

zeigen, dass die Vegetation unterhalb der Photovoltaik-Module auch mit indirekter Sonneneinstrahlung 

sich gut entwickelt. Auf den Rammstützen erfolgt die Montage der Modultische mit Photovoltaik-Modulen 

mit einer Neigung von 10° bis 30° (ertragsoptimiert). Der untere Modulrahmen befindet sich mindestens 

ca. 0,80 Meter über Gelände. Eine Beweidung oder Mahd ist damit gut möglich.  

Für die Errichtung der Anlage sind keine Gehölzrodungen notwendig. Die Freiflächen-Photovoltaikanlage 

wird zu Sicherungszwecken umlaufend mit einer ca. 2,20 Meter hohen Zaunanlage eingefriedet sowie 

mit Toranlagen an Zufahrten versehen. 

Zur teilweisen Eingrünung der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist die Entwicklung einer landschaftlich 

gestuft angelegten Feldhecke mit heimischen Straucharten, u.a. auch als Ansitz bzw. Brutstätte für die 

Avifauna vorgesehen. Dafür ist ein mindestens 5 Meter breiter Begrünungsstreifen geplant.  

Abbildung 7: Beispielhafte Seitenansicht der Modultische (Quelle: Projektentwickler) 

Die Planung sieht eine Ost-West-Lage mit nach Süden ausgerichteten 3-6-reihig belegten Modultischen 

vor. Die Modulneigung wird ca. 15° betragen. Zur Umwandlung des Gleichstromes in netzkompatiblen 

Wechselstrom ist die Installation von mehreren String-Wechselrichtern an der Unterkonstruktion 

erforderlich. Die Standorte für Trafostationen sowie ggf. Energiespeicher-Anlagen werden innerhalb der 

Baugrenzen des Plangebietes vorzugsweise in den Zufahrtsbereichen im Anschluss an das bestehende 

Wegenetz realisiert. Für die Erschließung ist das bestehende Wegenetz ausreichend dimensioniert. 

Eine Netzverträglichkeitsprüfung wurde bereits vorgenommen. Demnach kann die Einspeisung der 

erzeugten Energie im Netzverknüpfungspunkt der 110-kV-Freileitung „Weida-Beerwalde 2“ im Bereich 

zwischen Mast 69 und 70 mit dem zuständigen Netzbetreiber realisiert werden. 

3.2 Erschließung 

3.2.1 Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet wird von der Gemeindestraße „An der Klinge“ über einen im Rahmen des anhängigen 

Flurbereinigungsverfahrens neu anzulegenden Flurweg verkehrlich erschlossen. Die Erschließung erfolgt 

über die Flurstücke 62 (nordöstliche Grenze des Plangebietes) und 35/12 (nördliche Grenze des 
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Plangebietes) in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch. Die Anbindung an die Gemeindestraße erfolgt 

über das Flurstück 35/11. 

Somit ist die verkehrstechnische Erschließung des Plangebietes bereits im Bestand gegeben und bedarf 

keiner gesonderten rechtlichen Sicherung. 

Die Erschließungswege dienen während der Bauphase zur Ein- und Ausfahrt der Bau- und 

Lieferfahrzeuge bzw. nach Inbetriebnahme der Freiflächen-Photovoltaikanlage als Zufahrt für 

Wartungsfahrzeuge sowie für die Feuerwehr.  

3.2.2 Technische Ver- und Entsorgung 

Die technische Ver- und Entsorgung des Plangebietes ist als gesichert zu betrachten.  

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser kann durch den geringen Versiegelungsgrad der 

aufgeständerten Photovoltaik-Module über die natürliche Versickerung in den anstehenden Oberboden 

abgeleitet werden. 

Während der Bauphase anfallende Abfälle werden durch die beauftragten Unternehmen fachgerecht der 

Wiederverwertung zugeführt bzw. entsorgt. Während des Betriebes der Anlage ist nicht mit Abfall zu 

rechnen.  

Der fachgerechte Rückbau der Anlage nach Ende der Betriebszeit wird sichergestellt. Diesbezüglich 

erforderlich werdende Verpflichtungen des Vorhabenträgers werden im Rahmen des Städtebaulichen 

Vertrages mit der Stadt Schmölln verbindlich gesichert. 

3.3 Brandschutz/Löschwasser 

Freiflächen-Photovoltaikanlage dienen der Stromerzeugung. Dementsprechend befinden sich in der 

Anlage stromführende Anlagenteile im Nieder- und Mittelspannungsbereich. Bauteile von Photovoltaik-

Anlagen unterliegen zahlreichen Normen, Vorschriften und Richtlinien, deren Einhaltung einen sicheren 

Betrieb gewährleisten sollen.  

Im Falle einer Brandentstehung besteht potentiell das Risiko einer Brandausbreitung. Begünstigt wird 

diese, vor allem in trockenen Perioden, durch den Unterwuchs. Hierdurch kann sich ein Brand in der 

Fläche ausbreiten. Daher ist eine zügige Einleitung der Brandbekämpfung wichtig, auch um 

Beeinträchtigungen der östlich und westlich gelegenen Waldflächen zu vermeiden. Da die geplante 

Photovoltaik-Freiflächenanlage weitläufig an Wald grenzt, wird die Baugrenze für das Sonstige 

Sondergebiet mit mindestens 10 m Abstand von der Flurstücksgrenze festgesetzt. 

Die Eintrittswahrscheinlichkeit eines Brandes in einer Freiflächen-Photovoltaikanlage wird als gering 

eingeschätzt und kann durch sachgemäße Installation, Isolation und regelmäßige Wartung weiter 

minimiert werden. Zudem ist die Brandlast in derartigen Anlagen gering. Daher wird eine gesonderte 

Löschwasserversorgung nicht für notwendig erachtet. In Bezug auf die Anforderungen an die 

feuerpolizeiliche Erschließung sind die einschlägigen Regelwerke, im bauordnungsrechtlichen Vollzug 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zu beachten. 
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4 Begründung der Festsetzungen 

4.1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

Entsprechend der geplanten Nutzung werden für das Plangebiet Festsetzungen zu Art und Maß der 

baulichen Nutzung sowie zur Bauweise getroffen. 

Art der baulichen Nutzung  

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit einer 

Fläche von ca. 25,8 Hektar wird als Art der baulichen Nutzung gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO ein 

sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Errichtung und Betrieb einer Freiflächen-

Photovoltaikanlage“ festgesetzt. Ziel ist die Entwicklung und Nutzung erneuerbarer Energien aus 

Sonnenenergie. 

Zulässig ist im Sonstigen Sondergebiet: 

 die Errichtung und der Betrieb von freistehenden Photovoltaik-Modulen mit einer 

Stahlträgerkonstruktion, welche in den anstehenden Boden gerammt werden, 

 die zum Betrieb der Anlage notwendigen technischen und baulichen Nebenanlagen, die für den 

Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage erforderlich sind (Wechselrichter, 

Transformatorenanlagen, Energiespeicher-Anlagen und Kameramasten) und sonstige 

Nebenanlagen wie Zuleitungen und Einfriedungen, 

 befestigte und unbefestigte Wege, welche dem Betrieb und der Unterhaltung des Sonstigen 

Sondergebietes dienen. 

Maß der baulichen Nutzung 

Die für das Plangebiet festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 gewährleistet eine der Art der 

baulichen Nutzung entsprechende geordnete städtebauliche Entwicklung des Plangebietes und 

ermöglicht eine der Zweckbestimmung entsprechende Ausnutzung des Plangebietes.  

Die Geländehöhe des Plangebietes liegt zwischen 230 und 260 Meter über NHN. Dementsprechend gilt 

gemäß Textfestsetzung 2.3 für die festgesetzten maximalen Höhen der baulichen Anlagen als 

Bezugspunkt der höchste Punkt der Schnittlinie des jeweiligen Baukörpers mit der Geländeoberfläche. 

Als unterer Bezugspunkt wird die Geländeoberfläche wie folgt definiert: Sonstiges Sondergebiet: 230,00 

bis 260,00 Meter über NHN. 

Die zulässige Mindesthöhe der Photovoltaik-Module über der vorhandenen Geländehöhe ist auf 0,80 

Meter festgesetzt. 

Als maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist für Photovoltaik-Module eine Höhe von 3,50 Meter, 

Energiespeicher-Anlagen eine Höhe von 4,00 Meter und Kameramasten 6,00 Meter festgesetzt. 

Baugrenze 

In der Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die als überbaubare 

Grundstücksfläche für die Aufstellung von Photovoltaik-Modulen resp. die Errichtung der 

Energiespeicher-Anlagen nutzbare Fläche durch Baugrenzen festgesetzt. 
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Kameramasten, Einfriedungen, Betriebswege und die Herstellung von Leitungstrassen zur Führung von 

Versorgungsleitungen sind auch außerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig. 

Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

Die Baugrenze ergibt sich im Norden aus dem Grenzabstand von 3 Meter zum Nachbarflurstück. Diese 

Festsetzung beruht auf § 6 Abs. 5 ThürBO. Im Osten und Süden ergibt sich die Baugrenze aus dem 

Abstand von ca. 8 Meter von der Flurstücksgrenze zur Grenze der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft. Diese Festsetzung ergibt sich aus § 9 Abs. 1 

Nr. 25a BauGB. Die Baugrenze ergibt sich im Westen aus dem Abstand von ca. 10 Meter zum 

Nachbarflurstück. Diese Festsetzung ergibt sich aus § 1 Nr. 3 ThürWaldG.  

4.2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Einfriedung 

Das Plangebiet wird zur Sicherung der Freiflächen-Photovoltaikanlage vor unbefugtem Betreten mit 

einem Metallzaun (z.B. Maschendraht- oder Stabgitterzaun) eingezäunt. Die Höhe beträgt maximal 2,20 

Meter. Es werden zweiflügelige Toranlagen in Bauart der Zaunkonstruktion für die Zuwegungen installiert. 

Der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld muss mindestens 15 cm betragen. Sofern in Bezug auf eine 

Schafhaltung der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld aus Gründen des Tierschutzes (z.B. Entkommen 

von Lämmern, Wolfschutz) verkleinert werden müssen, ist dies unter Beachtung der Durchgängigkeit für 

Kleinsäuger (z.B. durch Einsatz eines zusätzlichen Metallzaunes mit einer ausreichenden großen 

Maschenweite) zulässig. 

Rückbau 

Nach Ablauf der Standzeit der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist dieser zurückzubauen und die Flächen 

wieder in die landwirtschaftliche Nutzung zu überführen. Das dabei anfallende Material ist auf der 

Grundlage der zu diesem Zeitpunkt geltenden gesetzlichen Bestimmungen abzubauen und fach- und 

umweltgerecht zu entsorgen. 

4.3 Grünordnerische und bodenordnerische Festsetzungen 

Die festgesetzten Bauflächen des Plangebietes führen zum Verlust der landwirtschaftlich genutzten 

Ackerflächen. Mit Hinblick auf die Neuversiegelung wird diese deutlich geringer als die festgesetzte GRZ 

von 0,8 ausfallen. Dies begründet sich dadurch, dass es sich um eine zweckgebundene Freiflächen-

Photovoltaikanlage handelt, bei dem die geplanten Photovoltaik-Module auf eine Unterkonstruktion 

montiert werden. Somit bleiben die Flächen zwischen den Modulreihen und unter den Photovoltaik-

Modulen erhalten. Die geplante Nutzung des Geländes führt deshalb vor allem zu einer lückigen 

„Überdachung“ der Grundfläche durch Photovoltaik-Module. Für die Aufstellung der Tragkonstruktion für 

die Photovoltaik-Module werden, Stützen in den Boden gerammt, so dass keine Fundamente erforderlich 

sind. 

Daher wird es nur zu einer geringen Neuversiegelung durch technische Nebenanlagen kommen. 

Das vorhandene Relief der Landschaft bleibt erhalten. 
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Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Die von den Photovoltaik-Modulen überdeckten Flächen des Geltungsbereiches werden als 

pflanzenartenreiches extensives Grünland ausgebildet. 

Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln wird nicht gestattet. 

Mittels flächiger Begrünungsmaßnahmen wird die Freiflächen-Photovoltaikanlage mit Fertigstellung 

begrünt. Es sind artenreiche Grünlandbestände mit geschlossener, erosionsstabiler Vegetationsdecke 

herzustellen und durch extensive Pflege bzw. Nutzung mittels Mahd oder Beweidung dauerhaft zu 

erhalten. Für die Einsaat ist autochthones Regiosaatgut des Ursprungsgebietes 5 – Mitteldeutsches Tief- 

und Hügelland zu verwenden. Das auszubringende Saatgut stammt gemäß 

Erhaltungsmischungsverordnung aus anerkannten Erntebeständen zertifizierter Anbaubetriebe aus dem 

zulässigen Produktionsraum. Dies entspricht der Regelung des § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 BNatSchG. Der 

erste Mahd-/Beweidungsgang ist Ende Juni auszuführen, die zweite Mahd-/Beweidungsgang im 

September. 

Auf der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit 

heimischen Straucharten werden neue Habitate und Rückzugsräume für geschützte Tierarten geschaffen. 

Die randlich entstehende Feldhecke zur Eingrünung kann zukünftig als Leitstruktur z.B. für Fledermäuse 

dienen und steht als Trittsteinbiotop und Lebensraum zur Verfügung. 

Baubegleitender Artenschutz 

Um Zaunanlagen für Kleintiere durchlässig zu halten, ist die Freihaltung eines Abstandes der Zäune von 

15 cm zwischen unterer Zaunkante zum Erdboden zu gewährleisten. Es soll kein Stacheldraht oder 

anderes scharfkantiges Material im bodennahen Bereich eingebaut werden.  

Aus artenschutzrechtlichen Gründen erfolgt im vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Hinweis, dass 

die Inanspruchnahme der bisherigen Ackerfläche zur Errichtung der Photovoltaik-Module nur außerhalb 

der Brutzeit erfolgen darf, um Zugriffe auf bodenbrütende Vogelarten zu vermeiden. Eingriffe in 

angrenzende Gehölzbestände sind nicht vorgesehen, um diese als Lebensraum und mögliche 

Leitstruktur nicht zu beeinträchtigen. 

Insgesamt wird sich so ein hochwertiger Lebensraum mit einer höheren Biodiversität an Tier- (u.a. 

Schmetterlinge und Vögel) und Pflanzenarten entwickeln. Zu berücksichtigen ist mit der Umnutzung 

auch, dass weniger Gefahren durch landwirtschaftliches Gerät – etwa auf Bodenbrüter – bestehen, 

insbesondere dann, wenn die Extensivierung durch eine angepasste Mahd/Beweidung stattfindet. 

4.4 Hinweise 

Der Textteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes enthält Hinweise, die bei der konkreten 

Baudurchführung zu beachten sind. 

5 Bodenordnung 

Das Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation (TLBG) führt als zuständige 

Flurbereinigungsbehörde derzeit das Flurbereinigungsverfahren Zschernitzsch (Az.: 2-2-0306) durch. 

Nach § 188 Abs. 1 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, ihre Bauleitplanung rechtzeitig an die 

Erfordernisse der Flurbereinigung anzupassen, soweit die Flurbereinigung auf die bauliche Entwicklung 
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des Gemeindegebietes wirkt. Eine unmittelbare Rechtsfolge des Flurbereinigungsverfahrens für den 

Bestand der Bauleitplanung besteht nicht; vielmehr sind Bauleitplanänderungen rechtzeitig mit der 

Flurbereinigungsbehörde abzustimmen (§ 188 Abs. 2 BauGB). 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird auf Grundlage des zum Zeitpunkt 

des Satzungsbeschlusses rechtswirksamen Liegenschaftskatasters festgelegt. Die Festsetzungen des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgen unabhängig vom künftigen Flurstückszuschnitt im 

Rahmen der Flurbereinigung. 

Änderungen der Flurstücksnummern infolge der Durchführung des Flurbereinigungsverfahrens bleiben 

von den Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes unberührt. 

Abbildung 8: Auszug ALKIS-Bestandsdaten mit Geltungsbereich (Quelle: Geoportal Thüringen, Landesprogramm „Offene Geodaten", Stand: 

02/2026) 

6 Flächenbilanz 

6.1 Flächenbilanz festgesetzte Nutzungsarten 

Größe des Geltungsbereiches ca.  262.000 m² 

davon: 
 

Sonstiges Sondergebiet (SO) ca.  254.000 m² 
davon: überbaubare Grundstücksfläche  (Baugrenze) ca.  203.200 m² 

   

Grundstücksflächen, die nicht oder nur mit 
Nebenanlagen überbaut werden dürfen 

ca.  50.800 m² 
   

Grünfläche ca.  4.715 m² 

davon: Anpflanzen Hecke  ca.  4.715 m² 
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Verkehrsfläche ca.  2.833 m² 

davon: öffentliche Straßenverkehrsfläche 
"Gemeindestraße" 

ca.  51 m² 
   

private Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung "landwirtschaftlicher Weg" 

ca.  2.782 m² 
   

Tabelle 1: Flächenbilanz Nutzungsarten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

7 Kosten 

Die Planungshoheit für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan übt die Stadt Schmölln aus. 

Der Stadt Schmölln entstehen durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

„Solarpark Zschernitzsch“ keine Kosten. Die Kosten für die Aufstellung des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes sowie für die privaten Erschließungsmaßnahmen des Plangebietes werden durch den 

Vorhabenträger getragen und mit einem Städtebaulichen Vertrag geschlossen. Öffentliche 

Erschließungsmaßnahmen erfolgen nicht. 

Hinweis 

Vorstehende Begründung gehört zum Inhalt des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, hat aber nicht 

den Charakter von Festsetzungen. Festsetzungen enthält nur die Planzeichnung, welche durch 

Zeichnung, Schrift und Text dargestellt sind. 

 

Schmölln, den __ . __.202_          

        ............................................ 

Sven Schrade 

(Bürgermeister) 

Verfahrensvermerke 

Die Begründung zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes hat gemäß § 3 Abs. 2 

Baugesetzbuch vom __ . __.202_ bis einschließlich __ . __.202_ zu jedermanns Einsicht öffentlich 

ausgelegen. 

 

Schmölln, den __ . __.202_          

        ............................................ 

Sven Schrade 

(Bürgermeister) 

 

Der Stadtrat der Stadt Schmölln hat in seiner Sitzung am __ . __.202_ den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan gemäß § 10 Baugesetzbuch als Satzung beschlossen und die Begründung gebilligt. 
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Schmölln, den __ . __.202_          

        ............................................ 

Sven Schrade 

(Bürgermeister) 

8 Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes (BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 sind die in der Umweltprüfung ermittelten, erheblichen 

Umweltauswirkungen zu beschreiben und zu bewerten. Dies umfasst neben der Bestandsbeschreibung 

und der Entwicklungsprognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung auch die 

Darlegung von Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die Prüfung von 

Planungsalternativen sowie eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen. 

8.1 Bestandsaufnahme und Prognose der Umweltauswirkung bei der Durchführung der Planung (Anlage 

1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 2 a und b i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Das Abwägungsgebot des § 7 Abs. 2 ROG verpflichtet die Planungsträger, „die öffentlichen und privaten 

Belange, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind, gegeneinander 

und untereinander abzuwägen“. Zu berücksichtigen sind hierbei neben dem Ergebnis der nach § 8 ROG 

durchzuführenden Umweltprüfung (§ 7 Abs. 2 S. 2 ROG) und den in Landschaftsprogrammen und 

Landschaftsrahmenplänen dargestellten raumbedeutsamen Zielen, Erfordernissen und Maßnahmen 

(§ 10 Abs. 3 BNatSchG) im Hinblick auf Freiflächen-Photovoltaikanlagen verschiedene gesetzlich 

festgeschriebene Grundsätze der Raumordnung, insbesondere solche für eine umweltverträgliche 

Energieversorgung und den Natur- und Klimaschutz (§ 2 Abs. 2 Nr. 4, 6 ROG), sowie das 

verfassungsrechtliche Staatsziel Umwelt- und Klimaschutz aus Art. 20a GG74, das 

Berücksichtigungsgebot nach § 13 S. 1 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) und die gesetzgeberische 

Wertungsentscheidung für den Ausbau der erneuerbaren Energien in § 2 EEG6. 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a und b umfasst der Umweltbericht eine Bestandsaufnahme 

der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes, einschließlich der Umweltmerkmale der 

Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden (Basisszenario) sowie eine Prognose über die 

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung (Entwicklungsprognose). Die 

Betrachtung wird anhand der in § 1 Abs. 6 Nr. 7a, 7c und 7d BauGB genannten Schutzgüter gegliedert. 

Diese sind als umfassende Bezeichnung der Umweltbelange zu verstehen (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, 

& Krautzberger, 2019). Aufgrund funktionaler Zusammenhänge werden Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt sowie Luft und Klima gebündelt betrachtet. Hierdurch werden diesbezügliche 

Wirkungszusammenhänge erfasst. Weitere Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge werden in den 

Kapiteln zu den jeweiligen Schutzgütern beschrieben. Auf ein gesondertes Kapitel zur Beschreibung des 

Wirkungsgefüges wird verzichtet. Ebenso werden die Auswirkungen der Nichtdurchführung der Planung 

im Kapitel 2.1.10 gebündelt, da sie überwiegend zu keiner erheblichen Veränderung des 

Umweltzustandes führen. 

 
6 Für eine detaillierte Ausführung siehe Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 100 ff.; zu § 2 EEG 2023 Deutinger/Sailer, Verfahrensrecht, Denkmalschutz und § 2 EEG 2023, ZNER 2023, S. 120 (124 

ff). 
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Bei Realisierung der angestrebten Entwicklung im Plangebiet kann es zu bau-, anlage- und 

betriebsbedingten Wirkungen auf die dargestellten Schutzgüter kommen. 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden drei Stufen 

unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. Im Folgenden werden die grundlegenden 

temporären Wirkungen genannt: 

Baubedingt: 

 Flächeninanspruchnahme, nicht zu überbauender Flächen,  

 Bodenschädigung durch Befahren und Verdichtung,  

 akustische und optische Reize,  

 Barriere- und Fallenwirkung,  

 Erschütterungen/Vibrationen,  

Anlagenbedingt:  

 Überbauung und (Teil-)Versiegelung,  

 Veränderung der klimatischen Verhältnisse,  

 Veränderung von Vegetations-/Biotopstrukturen,  

 Lebensraumverlust,  

 Veränderung des Landschaftsbildes durch bauliche Anlagen,  

Betriebsbedingt:  

 optische Reize.  

8.1.1 Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 

In der durchzuführenden detaillierten Umweltprüfung ist auch die Frage zu beantworten, ob durch die 

mit Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes vorbereitete Planung artenschutzrechtliche 

Belange betroffen sind. Konkret geht es um die Klärung der Frage, ob die Auslösung 

artenschutzrechtlicher Verbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu befürchten ist. Voraussetzung für die 

geforderte artenschutzrechtliche Bewertung sind Kenntnisse über Vorkommen planungsrelevanter 

Tierarten im Plangebiet. Mit Blick auf die Biotopstruktur und das daraus abzuleitende Habitatpotenzial 

des ackerbaulich genutzten Plangebietes sind diesbezüglich insbesondere die Artengruppen der 

Brutvögel und Reptilien relevant. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung basiert auf folgenden Unterlagen zur Artenerfassung:   

 Auswertung der Thüringer Tier- und Pflanzenwelt aus den Gefährdungsanalyse der Roten Liste, 

Stand 2021 und 2024  (Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz) 

 Klammer, Gerfried: Kartierung von Brutvögeln, Amphibien und Reptilien; Stand 12.02.2026 

 diverse Literatur zu Artvorkommen in Thüringen  

 diverse online-Portale zu Artvorkommen in Thüringen  

8.1.1.1 Potentielle natürliche Vegetation 

BASISSZENARIO 

Die potentiell natürliche Vegetation im Plangebiet ist „Typischer und Flattergras-Hainsimsen-Buchenwald 

im Wechsel“.  
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes kommen diese Pflanzengesellschaften 

nicht vor. 

8.1.1.2 Biotope/Flora 

Zur Bewertung des vorhandenen Biotoppotenzials werden folgende Bewertungskriterien herangezogen:  

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

Naturnähe 

Vorkommen seltener Arten 

Seltenheit des Biotoptyps 

Größe, Verbundsituation 

Repräsentativität 

Ersetzbarkeit 

 

Abbildung 9: Biotoptypen im Plangebiet, Blick nach Nordwest (Quelle: Sonnenschein eG, 06/2025) 

BASISSZENARIO 

Intensives „Ackerland, Ackerwirtschaft“ ist der vorherrschende Biotop- und Nutzungstyp (4110) im 

Plangebiet, auf dem vorrangig Getreide, Raps usw. angebaut wird. Durch effizienten Einsatz von Dünger 

und landwirtschaftlichen technischen Geräten wird ein erfolgreicher Anbau gesichert. Eine sekundäre 

Flora ist demzufolge nur spärlich vorhanden und weitgehend auf die Ackerränder beschränkt.  
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Die Flächen im Umfeld des Plangebietes werden darüber hinaus ebenfalls überwiegend intensiv 

landwirtschaftlich genutzt. Es handelt sich meist um größere, zusammenhängende Ackerschläge, die von 

Gehölzbeständen (Einzelbäume, Baumreihen, Hecken) gegliedert werden.  

Die Verteilung der im Plangebiet bestehenden Biotoptypen ist im GOP-Plan „Bestand“ zu entnehmen.  

Eingriffsfläche Bestand 

Lage im PG 
Größe 

m2 Code 
Ken-
nung 
GOP 

Biotoptyp 
Bedeutungs- 

wert stufe 

B C D 
komplett 261.949 4110 A Ackerland, Ackerwirtschaft auf kleinen Feldern gering 20 

nördlich 51 9213 B sonstige Straße (Gemeindestraße) sehr gering 0 

Summen 262.000      

Tabelle 2: Übersicht im Plangebiet vorkommende Biotoptypen 

Naturschutzfachlich höherwertige Strukturen sind nur außerhalb des Plangebietes vorhanden: 

Der östlich und westlich außerhalb des Plangebietes angrenzende Biotop- und Nutzungstyp „sonstiges 

naturnahes Feldgehölz/Waldrest“ (Biotoptyp 6214), eine aus Laubbäumen aufgebaute Fläche, die u.a. 

aus Erle (Alnus glutinosa), Silberweide (Salix alba), Linde (Tilia spec.), Ahorn (Acer spec.), Eiche 

(Quercus robur), Gemeiner Esche (Fraxinus excelsior) bestanden ist und mit Weißdorn (Crataegus 

monogyna), Hagebutte (Rosa canina) und Schwarzem Holunder (Sambucus nigra) begleitet wird. Das 

westliche Feldgehölz ist mit seiner Strukturvielfalt in alten Gehölzen und seiner ungestörten Lage als 

überdurchschnittliches bis hervorragendes gesetzlich geschütztes Biotop in den Kartendiensten des 

TLUBN erfasst. 

Die im Südosten außerhalb des Plangebietes angrenzenden Biotop- und Nutzungstypen „strukturreiches 

kleines Standgewässer“ (2511) und „strukturreicher naturnaher Bach“ (2211) sind in ihrer 

überdurchschnittlichen bis hervorragenden Ausprägung als gesetzlich geschützte Biotope in den 

Kartendiensten des TLUBN erfasst.  

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die Festsetzung eines sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Errichtung und Betrieb einer 

Freiflächen-Photovoltaikanlage“ führt zu einer Überdeckung von bis zu 80 % der Sondergebietsfläche, 

die derzeitig hauptsächlich einen Bestand aus naturschutzfachlich geringwertigem Ackerland aufweist. 

Zudem sind im geringen Umfang mittelwertige Biotoptypen der angrenzende Ruderalfluren und Säume 

vom Verlust betroffen. Maßgeblich ist der Ausgangszustand der Fläche. Je geringer der 

naturschutzfachliche Ausgangswert, desto höher sind die Aufwertungsmöglichkeiten. 

Die Verteilung der im Plangebiet geplanten Biotoptypen ist im GOP-Plan „Entwicklung“ zu entnehmen.  

Entwicklungsfläche     Planung 

Lage im PG 
Größe 

m2 Code 
Kennung 

GOP 
Biotoptyp 

Bedeutungs- 

wert 
stufe 

B E F 
nördlich 51 9213 B sonstige Straße (Gemeindestraße) sehr gering 0 

nach N zu 9213 2.782 9214 C Wirtschaftswege sehr gering 10 

komplett 254.452 4222 D mesophiles Grünland sehr gering 22 
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östlich, südlich 4.715 6110 E Feldhecke (5 Meter Breite) sehr gering 30 

Tabelle 3: Übersicht der geplanten Biotoptypen 

Die Flächen werden zwischen den Modulreihen und unter den Photovoltaik-Modulen als extensives 

Grünland ausgebildet. Unter Verwendung von autochthonem Regiosaatgut entwickelt sich ein 

artenreicher Grünlandtyp und wird durch extensive Pflege erhalten. Auf diese Weise werden reichhaltige 

Blütenhorizonte geschaffen, die ein großes Angebot an Nektar und Pollen zur Verfügung stellen, von dem 

unter anderem zahlreiche  Insektenarten profitieren. Diese wiederum stellen eine wichtige 

Nahrungsgrundlage für viele Brutvögel dar. Darüber hinaus können Schaffung und Erhalt von 

Dauergrünland als zusätzliche naturbasierte Klimaschutzmaßnahmen angesehen werden, da sie im 

Vergleich zur Ackernutzung mehr organischen Kohlenstoff aufbauen und speichern können (Naumann & 

Kaphengst 2015). Der Einsatz von Düngemitteln, Herbiziden, Insektiziden, Fungiziden, 

Wachstumsreglern, Rodentiziden und weiteren Bioziden ist unzulässig (vgl. textliche Festsetzung 4.1). 

Mit der extensiven Bewirtschaftung der Grünflächen durch Mahd oder Beweidung (vgl. textliche 

Festsetzung 4.1) entwickeln sich artenreiche Grünlandbestände, die während der Nutzung als 

Freiflächen-Photovoltaikanlage zu erhalten sind. 

Die Versiegelung der erforderlichen Nebenanlagen führen zu einem dauerhaften Verlust der 

geringwertigen Biotopstrukturen. Diese Fläche wurde auf maximal 2 % des Plangebietes (ohne 

Feldhecke) begrenzt und führt zu einem vollständigen Bodenverlust von ca. 5.089 m². 

Der Abstand der Photovoltaik-Module zur Bodenoberfläche gewährleistet ein ausreichendes Streulicht 

und damit ausreichend Licht für die pflanzliche Primärproduktion, so dass eine Vegetationsentwicklung 

stattfinden kann (BFN 2009). Durch die Modulneigung (12° – 15°) wird durch den Oberflächenabfluss 

auch ausreichend Feuchtigkeit für eine Vegetationsentwicklung unter den Photovoltaik-Modulen zur 

Verfügung stehen. Die Bereiche zwischen den Photovoltaik-Modulen erhalten genügend Niederschläge 

und Besonnung, so dass sich die abiotischen Standortverhältnisse nur geringfügig ändern. Nach der 

Nutzungsauflassung des Ackerlandes bzw. dem Samenpotenzial des Grünlandes bildet sich durch Ansaat 

Grünland. Durch langfristige Aushagerung, jährliche Mahd/Beweidung und Wandel der 

Artenzusammensetzung entsteht ein fortlaufender Lebensraum für Insekten. Damit entstehen 

großflächig im bislang ausgeräumten Ackerland neue Lebensräume für Flora und Fauna. 

Zudem werden mit einer 5 Meter breiten Feldhecke beidseitig der Gemeindestraße im Plangebiet neue 

Gehölzstrukturen geschaffen (vgl. Kapitel 9, Maßnahme A2). 

8.1.2.3 Lebensräume/Fauna 

Voraussetzung für die geforderte artenschutzrechtliche Bewertung sind Kenntnisse über Vorkommen 

planungsrelevanter Tierarten im Plangebiet. Diesbezüglich wurden von Februar bis September 2025 

durch die Firma Gerfried Klammer aus Bitterfeld-Wolfen Kartierungen planungsrelevanter Vogelarten, 

Reptilien und Amphibien im 300-m-Radius für den „Solarpark Zschernitzsch“ vorgenommen. Die 

Bewertung vom 12.02.2026 wird im Umweltbericht zum Vorentwurf berücksichtigt und dem 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan als Anlage beigefügt. 

BASISSZENARIO 

Die zu überplanende Ackerfläche stellt ein potenzielles Bruthabitat für bodenbrütende Kleinvögel dar. Im 

gesamten Untersuchungsgebiet konnten 33 planungsrelevante Brutvogelarten nachgewiesen werden.  



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“  Vorentwurf 

Stadt Schmölln  Begründung 

 
Sonnenschein eG Projekt-Nr. 2024_08 33 

Nachfolgend in Tabelle 5 sind die im Plangebiet nachgewiesenen gemäß BNatSchG schutzbedürftigen 

Brutvogelarten gelistet.  

Von den entsprechend BNatSchG § 7 Abs. 2 Nr. 13 besonders geschützten Arten hielten sich Hohltaube 

(Columba oenas), Goldammer (Emberiza citrinella), Gartenbaumläufer (Certhia brachydactyla), 

Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus) und Neuntöter (Lanius collurio) im engeren Randbereich 

des Plangebietes, die Feldlerche (Alauda arvensis) innerhalb des Plangebietes auf. Auf das Plangebiet 

entfallen 8 Brutpaare der kartierten Feldlerche.  

Die Hohltaube (Columba oenas) hat in Thüringen einen guten Erhaltungszustand mit gut ausgeprägten 

Habitatflächen und wurde hinsichtlich Beeinträchtigung und Gefährdung mit mittel bewertet. Gemäß 

Habitateinschätzung der planungsrelevanten Vogelarten-Liste (2024) des TLUBN bevorzugt sie Wälder 

mit Altholzanteil sowie Feldgehölze mit angrenzenden Freiflächen. Rote-Liste-Status: Thüringen und 

Deutschland ungefährdet, Bestände zunehmend um mehr als 20 %. 

Die Feldlerche (Alauda arvensis) befindet sich in Thüringen in einem guten Erhaltungszustand mit gut 

ausgeprägten Habitatflächen; Beeinträchtigungen und Gefährdung werden mittel bewertet. Die Feldlerche 

besiedelt offene und halboffene Landschaften mit Hecken, Sträuchern, Staudenfluren, Brachland, 

Ackerflächen, extensiv genutztem Grünland oder Kahlschlägen (TLUBN, 2024). Rote-Liste-Status: 

Thüringen und Deutschland ungefährdet, Bestandsentwicklung stabil/schwankend ±20 %Der 

Gartenbaumläufer (Certhia brachydactyla) hat in Thüringen einen sehr guten Erhaltungszustand mit 

hervorragend ausgeprägten Habitatflächen und wurde hinsichtlich Beeinträchtigung und Gefährdung mit 

gering bewertet. Gemäß Habitateinschätzung der planungsrelevanten Vogelarten-Liste (2024) des 

TLUBN bevorzugt er alte Laub- oder Mischwälder sowie Feld- und Ufergehölze, Alleen und Obstgärten. 

Rote-Liste-Status: Thüringen und Deutschland ungefährdet, Bestandsentwicklung stabil/schwankend 

±20 %. 

Der Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus) hat in Thüringen einen guten Erhaltungszustand mit 

gut ausgeprägten Habitatflächen und wurde hinsichtlich Beeinträchtigung und Gefährdung mit mittel 

bewertet. Gemäß Habitateinschätzung der planungsrelevanten Vogelarten-Liste (2024) des TLUBN 

bevorzugt er lichte oder aufgelockerte Altholzbestände, baumbestandene Bachläufe, strukturreiche 

Obstwiesen und Gärten. RL Thüringen gefährdet und RL Deutschland ungefährdet, Bestände jedoch 

abnehmend um 20–50 %. 

Die Goldammer (Emberiza citrinella) hat in Thüringen einen guten Erhaltungszustand mit hervorragend 

ausgeprägten Habitatflächen; Beeinträchtigungen werden mittel bewertet. Sie besiedelt halboffene, 

strukturreiche Lebensräume mit Saumhabitaten, Feldgehölzen, Böschungen und Hecken (TLUBN, 2024). 

Rote-Liste-Status: Thüringen und Deutschland ungefährdet, Bestände jedoch abnehmend um 20–50 %. 

Der Neuntöter (Lanius collurio) befindet sich in Thüringen in einem guten Erhaltungszustand mit gut 

ausgeprägten Habitatflächen; Beeinträchtigung und Gefährdung werden mittel bewertet. Er besiedelt 

halboffene Landschaften mit verstreuten Gehölzen, kurzrasig-lückig bewachsene Flächen sowie 

strauchbestandene Waldränder und Saumstrukturen (TLUBN, 2024). Rote-Liste-Status: Thüringen und 

Deutschland ungefährdet, Bestände stabil/schwankend ±20 %. 
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Name 

  Schutz     Gefährdung   RL-Trend 
Erhaltungszustand 
Population 

    

Wissenschaftlich Deutsch BNatSchG 
VS-
RL 

ThürNatG RL T RL D SPEC Thüringen EZ Th EZ H EZ B 

Motacilla flava Wiesenschafstelze §     * * 3 = B B B 

Jynx torquilla Wendehals §§     3 3 3 = B B C 

Phylloscopus sibilatrix Waldlaubsänger §     * *   = A A A 

Strix aluco Waldkauz §§     * *   = A A A 

Ficedula hypoleuca Trauerschnäpper §     2 3   vvv B B B 

Acrocephalus scirpaceus Teichrohrsänger §     * *   = B A B 

Carduelis carduelis Stieglitz §     * *   vvv B B B 

Sturnus vulgaris Star §     * 3 3 vv B A B 

Regulus ignicapillus Sommergoldhähnchen §     * *   = A A A 

Dryocopus martius Schwarzspecht §§ Anh.1 H1 * *   = B A B 

Milvus migrans Schwarzmilan §§ Anh.1 H1 * * 3 ^ B B C 

Perdix perdix Rebhuhn §     2 2 2 vvv C C C 

Corvus corone Rabenkrähe §   H1 * *   = A A A 

Oriolus oriolus Pirol §     * V   = B A B 

Lanius collurio Neuntöter § Anh.1   * * 2 = B B B 

Luscinia megarhynchos Nachtigall §     * *   ^ A A B 

Buteo buteo Mäusebussard §§   H1 * *   = B A B 

Dryobates minor Kleinspecht §     * 3   = B B B 

Sylvia curruca Klappergrasmücke §     * *   vv B A A 

Coccothraustes coccothraustes Kernbeißer §     * *   = A A A 

Columba oenas Hohltaube §   H1 * *   ^ B B B 

Picus viridis Grünspecht §§     * *   ^ A A A 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“  Vorentwurf 

Stadt Schmölln  Begründung 

 
Sonnenschein eG Projekt-Nr. 2024_08 35 

 
Name 

  Schutz     Gefährdung   RL-Trend 
Erhaltungszustand 
Population 

    

Wissenschaftlich Deutsch BNatSchG 
VS-
RL 

ThürNatG RL T RL D SPEC Thüringen EZ Th EZ H EZ B 

Muscicapa striata Grauschnäpper §     * V 2 = B B B 

Emberiza citrinella Goldammer §     * * 2 vv B A B 

Hippolais icterina Gelbspötter §     3 *   vv C B C 

Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz §     3 *   vv B B B 

Sylvia borin Gartengrasmücke §     * * ? vv B A A 

Certhia brachydactyla Gartenbaumläufer §     * *   = A A A 

Phylloscopus trochilus Fitis §     * * 3 vv B A A 

Passer montanus Feldsperling §     * V 3 = B A B 

Alauda arvensis Feldlerche §     V 3 3 = B B B 

Sylvia communis Dorngrasmücke §     * *   = B B B 

Dendrocopos major Buntspecht §     * *   = A A A 

Tabelle 4: Brutvogelarten gemäß Kartierung von Brutvögeln, Amphibien und Reptilien, Gerfried Klammer, 12.02.2026 

Von den entsprechend BNatSchG § 7 Abs. 2 Nr. 14 streng geschützten Arten wurden weder im Randbereich noch innerhalb des Plangebietes nachgewiesen. 

Weitere aus artenschutzrechtlicher Sicht relevante Artengruppen, für die planungsbedingt mit Beeinträchtigungen zu rechnen wäre, sind unter Berücksichtigung des 

Habitatpotenzials im Plangebiet nicht zu erwarten 

. 
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Fledermäuse  

Für einen Großteil der Gehölze mit geeigneten Höhlungen, Rissen oder Strukturen außerhalb des 

Plangebietes kann ein Vorhandensein von Quartierstrukturen für regional bedeutsamen Fledermäusen 

nicht ausgeschlossen werden. Einer Nutzung des Plangebietes durch gehölzbewohnende 

Fledermausarten zur Nahrungssuche kann ebenfalls nicht ausgeschlossen werden.  

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name Ausschlusskriterium 

Barbastella barbastellus  Mopsfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Eptesicus nilssonii  Nordfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Eptesicus serotinus  Breitflügelfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Myotis bechsteinii  Bechsteinfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Myotis brandtii  Große Bartfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Myotis dasycneme  Teichfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Myotis myotis  Großes Mausohr fehlende Habitatstruktur 

Myotis mystacinus  Kleine Bartfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Myotis nattereri  Fransenfledermaus Wald und Siedlungen 

Nyctalus leisleri  Kleiner Abendsegler baumhöhlen- und altholzreiche Waldgebiete 

Nyctalus noctula  Großer Abendsegler baumhöhlen- und altholzreiche Waldgebiete 

Pipistrellus nathusii  Rauhautfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Pipistrellus pipistrellus  Zwergfledermaus fehlende Habitatstruktur 

Plecotus auritus  Braunes Langohr Wald und Gebäude 

Plecotus austriacus  Graues Langohr fehlende Habitatstruktur 

Rhinolophus ferrumequinum  Große Hufeisennase fehlende Habitatstruktur 

Rhinolophus hipposideros  Kleine Hufeisennase fehlende Habitatstruktur 
Tabelle 5: Fledermäuse - Ergebnis der Datenrecherche im Plangebiet 

Von 17 planungsrelevanten Fledermäusen (Gefährdungsanalyse Thüringen 2021)7 mit besonderer 

artenschutzrechtlicher Bedeutung können im Plangebiet vier Arten nicht ausgeschlossen werden.  

Für gebäudebewohnende Fledermausarten ist festzustellen, dass Gebäude planungsbedingt, nicht in 

Anspruch genommen werden (= keine Betroffenheit von Quartieren im Wirkraum) und sich in 

ausreichender Entfernung zum Baufeld befinden, um Beeinträchtigungen (auch bei möglichen 

Erschütterungen bei Rammungen zur Aufstellung der Photovoltaik-Module) ausschließen können.  

Jagdgebiete sind nur im Ausnahmefall von artenschutzrechtlicher Relevanz, da Fledermäuse i.d.R. viele 

verschiedene Jagdhabitate nutzen (können) und ein Ausweichen daher möglich ist. Dementsprechend 

sind Jagd- und Nahrungshabitate nach der Rechtsprechung grundsätzlich nicht vom Schutz der 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten i.S.v. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG umfasst. Dies gilt auch dann, wenn 

sie in der Umgebung der geschützten Fortpflanzungs- und Ruhestätten liegen (BVerwG, Urteil vom 

09.07.2008; 9A14/07, RN. 100).  

Der Geltungsbereich wird ausschließlich landwirtschaftlich genutzt, so dass Störungen an für diese Arten 

hochwertigen Nahrungshabitaten, die zu einer Verschlechterung der Population führen könnten, 

auszuschließen sind.  

 
7 Gefährdungsanalyse der Roten Listen 2021 (Excel-Datei); Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 
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Amphibien 

Die planungsrelevanten Amphibien (Gefährdungsanalyse Thüringen 2021)8 mit hervorgehobener 

artenschutzrechtlicher Bedeutung können durch Fehlen der geeigneten Habitate und -strukturen 

(Kleinstgewässer) im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

Reptilien 

Von den planungsrelevanten Reptilien (Gefährdungsanalyse Thüringen 2021)9 mit hervorgehobener 

artenschutzrechtlicher Bedeutung konnte im westlichen Randbereich des Plangebietes ein Exemplar der 

Zauneidechse (Lacerta agilis) nachgewiesen werden. 

Die Zauneidechse ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützt und zusätzlich nach § 7 

Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG streng geschützt. Nach der aktuellen Roten Liste Deutschlands befindet sie sich 

aufgrund von Bestandsrückgängen auf der Vorwarnliste. In Thüringen wird die Art in die Kategorie 3 

eingestuft und gilt somit als gefährdet. Die Zauneidechse kommt in Thüringen als mäßig häufige Art vor. 

Die derzeitige Ackerfläche im Plangebiet bietet jedoch nur eine geringe Nahrungsgrundlage und weist 

einen zu hohen Beschattungsgrad auf, so dass die Fläche für die Zauneidechse nur eine untergeordnete 

Bedeutung besitzt. 

Sonstige Säugetiere 

Die Geländekontrolle, Datenrecherchen und Literaturauswertungen erbrachten keine Hinweise oder 

Nachweise zu weiteren saP-relevanten streng geschützten Landsäugetiere im Plangebiet.  

Aktuelle Vorkommen der streng geschützten Landsäugetiere Feldhamster (Cricetus cricetus), Wolf (Canis 

lupus), Biber (Castor fiber), Fischotter (Lutra lutra), Wildkatze (Felis sylvestris) und Haselmaus 

(Muscardinus avellanarius) können im Plangebiet in Ermangelung geeigneter Lebensräume, wegen 

gegebener Arealrestriktionen und wegen der starken anthropogenen Überformung ausgeschlossen 

werden (GÖRNER 2009, TLUG 2009c, UTHLEB et al. 2015). 

Sonstige Taxa 

Die Geländekontrolle, Datenrecherchen und Literaturauswertungen erbrachten keine Hinweise oder 

Nachweise zu weiteren saP-relevanten Taxa (Farne, Flechten, Flusskrebse, Lurche, Libellen, Weichtiere, 

Schmetterlinge, Käfer) im Plangebiet.  

Derartige Vorkommen sind auch nicht zu erwarten, da geeignete Habitatstrukturen wegen der derzeitigen 

anthropogenen Überformung im Plangebiet fehlen. Demzufolge sind hier keine Verbotstatbestände im 

Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG einschlägig. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Durch den Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind Beeinträchtigungen für Tiere durch visuelle 

Wirkungen und optische Emissionen möglich. Vergleichende Untersuchungen an mehreren Freiflächen-

Photovoltaikanlagen (BFN 2009) belegen jedoch, dass von Solaranlagen weitgehend kein Kollisionsrisiko 

und keine Beeinträchtigungen durch Lichtreflexion ausgehen. Zudem sind Beeinträchtigungen der Fauna 

 
8 Gefährdungsanalyse der Roten Listen 2021 (Excel-Datei); Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 

9 Gefährdungsanalyse der Roten Listen 2021 (Excel-Datei); Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 
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durch einen Silhouetteneffekt und die Wahrnehmbarkeit der Photovoltaik-Module nur von nachrangiger 

Bedeutung. 

Für Brutvögel der Offenländer besitzen die Freiflächen-Photovoltaikanlagen eine hohe Attraktionswirkung. 

Sie besiedeln sie daher zum Teil in hohen Dichten. So wurden in einem Solarpark bei Salzwedel auf ca. 

10,5 ha neun Brutpaare der Feldlerche (Alauda arvensis) nachgewiesen (Biotopmanagement Schobert, 

2017). Das entspricht einer Reviergröße von ca. 1,17 ha. Im Vergleich dazu geben Bauer, Bezzel & Fiedler 

(2005) als maximale Dichte für Deutschland 0,5–0,79 ha Reviergröße an. Dass Feldlerchen grundsätzlich 

Solarparks nutzen können, zeigt auch die Untersuchung von Raab (2015). Von fünf Solarparks in Bayern, 

die untersucht wurden, fanden sich in vier Anlagen Brutvorkommen dieser Art10.  

Für die auf den landwirtschaftlichen Flächen nachgewiesenen Brutvögel stehen im Umfeld des 

Plangebietes umfangreiche gleichartige Lebensräume zur Verfügung, so dass die ökologische Funktion 

der von der Planung betroffenen Lebensräume im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt.  

Um einen baubedingten Zugriff auf bodenbrütende Kleinvögel mit Sicherheit zu vermeiden, wird im 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzt, dass die Inanspruchnahme der Ackerfläche nur 

außerhalb der Brutzeit erfolgen darf (vgl. textliche Festsetzung 4.1). Alternativ besteht auch die 

Möglichkeit, die Ackerfläche rechtzeitig vor Beginn der Brutzeit als Bruthabitat für die Art zu entwerten 

(vgl. Kapitel 9, Maßnahme VCEF14). Unter Berücksichtigung dieser werden somit insgesamt keine 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG durch die Planung erfüllt. 

In den letzten Jahren ist zudem zu beobachten, wie sich zunehmend weitere Vogelarten an den 

Lebensraum Solarpark anpassen (etwa leguan GmbH 2014, Möller & Reichling 2015), z.B. Bluthänflinge 

(Linaria cannabina) und Wiesenpieper (Anthus pratensis). 

Womöglich vorhandene Einflugbereiche gehölzbewohnender Fledermausarten sind während der Bauzeit 

und dem Betrieb der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht beeinträchtigt. Durch den 

konsequent festgesetzten Abstand der Baugrenze von 10 Meter zum Waldbestand und fehlende Gehölz 

im Geltungsbereich ist die potenzielle Quartierbetroffenheit als nicht eingriffsrelevant anzusehen. Auch 

die für die in der Literatur (BfN 2016; Stone 2013) als lichtempfindlich geltende Arten sind erhebliche 

Störungen mit Verweis auf die Bauweise (Tagesbaustelle, keine Beleuchtung der Freiflächen-

Photovoltaikanlage) von vornherein auszuschließen. Ein Schädigungs- bzw. Tötungsrisiko an den 

(langsam fahrenden) Baumaschinen besteht mit Verweis auf das exakte Ortungssystem dieser 

Artengruppe generell nicht. Durch die Anpflanzung einer Hecke werden Strukturen geschaffen, um 

Fledermäuse zu leiten (vgl. Kapitel 9, Maßnahme A2).  

Die Unterkante des Zaunes der Freiflächen-Photovoltaikanlage muss 15 cm von der Oberfläche Abstand 

halten, wodurch das Plangebiet für Kleinsäuger passierbar bleibt (vgl. textliche Festsetzung 8). Größere 

Tiere werden die Anlage umgehen.  

Bau-, anlage- und betriebsbedingte Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG sind nicht 

zu erwarten. 

Gesamtbewertung Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

 
10 Naturschutz und Landschaftsplanung, Band 55, Heft 2 vom Februar 2023, S. 21 
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8.1.2 Schutzgut Fläche und Boden (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a und e BauGB) 

8.1.2.1 Fläche 

Schutzgegenstand des Schutzgutes Fläche ist entsprechend der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

(BUNDESREGIERUNG 2016 und 2021) der Erhalt natürlicher, durch Siedlungs- und Verkehrsnutzungen 

unbeplanter Freifläche. Für die Beurteilung der Belange des Schutzgutes Fläche wird die Raumnutzung 

herangezogen entsprechend der folgenden Kriterien: 

 versiegelte Flächen 

 sonstige anthropogen überprägte unversiegelte Flächen mit geringem Natürlichkeitsgrad (die 

Einstufung des Natürlichkeitsgrades erfolgt auf Grundlage von ATKIS-Daten sowie der 

Biotoptypenkartierung) 

 sonstige Flächen mit mittlerem oder hohem Natürlichkeitsgrad (die Einstufung des 

Natürlichkeitsgrades erfolgt auf Grundlage von ATKIS-Daten sowie der Biotoptypenkartierung) 

Für die Darstellung der Bestandssituation wird die Realnutzung anhand der Biotoptypen bewertet.  

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet beansprucht gemäß ThüringenViewer und Vor-Ort-Begehungen vornehmlich Flächen der 

Nutzart Landwirtschaft, hauptsächlich geprägt durch den Biotoptyp wie „Ackerland“ (Biotoptyp 4110). 

Dieser Biotoptyp ist stark anthropogen beeinflusst und intensiv genutzt, jedoch unversiegelt. 

Ackerbiotope weisen dabei gemäß Biotoptypenschlüssel Thüringen eine geringe naturschutzfachliche 

Bedeutung (Wertstufe 20) auf. Aufgrund des anthropogenen Einflusses wird dieser entsprechend mit 

einem geringen Natürlichkeitsgrad bewertet und mit einer mittleren Bedeutung eingestuft. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Für das Schutzgut Fläche ist die Flächeninanspruchnahme durch „Überbauung/Versiegelung“ relevant. 

Der Wirkraum umfasst daher baubedingt mindestens den Raum des Arbeitsstreifens sowie neu 

anzulegender Zuwegungen und Baustelleneinrichtungsflächen. Anlagebedingt umfasst er den 

Schutzstreifen sowie oberirdische Bauwerke aufgrund der eingeschränkten Nutzungsmöglichkeit.  

Der Eingriff in das Schutzgut Fläche ist als nicht erheblich zu bewerten. Vor diesem Hintergrund sind 

Maßnahmen zu berücksichtigen, die im Kapitel 9 dieses Umweltberichtes zusammengefasst werden. 

Gesamtbewertung Schutzgut Fläche: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

 

8.1.2.2 Boden 

Zur Bewertung des Bodens werden folgende Bewertungskriterien herangezogen: 

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

Natürlichkeit 

Seltenheit 

Biotopentwicklungspotenzial 

natürliches Ertragspotenzial 
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BASISSZENARIO 

Durch die konventionelle ackerbauliche Nutzung sind die Böden anthropogen überprägt sowie 

Bodengefüge und -aufbau in seiner Natürlichkeit gestört (Befahren mit schweren Maschinen, 

regelmäßiger Umbruch). Dadurch, dass die anstehenden Böden keine dauerhafte Vegetationsnarbe 

aufweisen, besteht im Höhenunterschied von 230 Meter NHN bis 260 Meter NHN bei stärkeren 

Niederschlagsereignissen eine erhöhte Erosionsgefahr. 

Das Plangebiet liegt in der Bodenlandschaft „Becken und Lößhügelländer“ und zählt zu dem Naturraum 

„Altenburger Lößgebiet“, regionalgeologisch in der „Zeitz-Schmöllner Mulde“, im Bereich des 

Fließgewässers Sprotte. Die „Zeitz-Schmöllner Mulde“ wird durch Sedimente des klastischen und 

marinen Zechsteins sowie des Buntsandsteins geprägt. 

Im Ergebnis der öffentlich zugänglichen Datenbank (InfoLika Thüringen) des Thüringer Ministerium für 

Infrastruktur und Landwirtschaft wurden für das Plangebiet 5 Bodenarten ausgewertet: 

 lehmiger Sand (lS) mit Ackerwertzahlen von 35 

 sandiger Lehm (sL) mit Ackerwertzahlen zwischen 35 und 55 

 stark lehmiger Sand (SL) mit Ackerwertzahlen zwischen 27 und 48 

 Lehm (L) mit Ackerwertzahlen zwischen 49 und 66, einzeln zwischen 70 und 73 

Der Gesamt-Bodenfunktionserfüllungsgrad11 als eine zusammenfassende Bewertung der einzelnen 

natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nummer 1 BBodSchG ist für das Plangebiet „3 – 

mittel“ bewertet, eine einzelne kleine Fläche im Südwesten als „2 – gering“. 

Die Funktion des Bodens im Wasserhaushalt mit dem Kriterium „Wasserspeichervermögen“ (M239) 

sowie die Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium mit dem Kriterium 

„Nitratrückhalt“ (M244) ist für das Plangebiet „3 – mittel“ bewertet, eine einzelne kleine Fläche im 

Südwesten als „2 – gering“. 

Die Bodenfunktion „Lebensraum für Pflanzen“ wird mit dem Kriterium „Standorttypisierung für die 

Biotopentwicklung“ (M241) im Plangebiet als „3 – mittel“ bewertet. Weiterhin in dieser Bodenfunktion 

hinsichtlich des Kriteriums „Ertragspotenzial (M238) weist der überwiegende Flächenanteil einen hohen 

(4) Funktionserfüllungsgrad auf, eine einzelne kleine Fläche im Südwesten als „3 – mittel“.  

Die Erodierbarkeit der Böden wird durch den K-Faktor (M167) im Plangebiet überwiegend mit >0,5 

(extrem hoch) beschrieben, zwei einzelne kleine Fläche im Südwesten als >0,3 bis 0,5 (hoch-sehr hoch). 

Der K-Faktor ist im Wesentlichen von den Bodeneigenschaften Bodenart, Humusgehalt und Skelettgehalt 

abhängig. Je höher der Humus- und Skelettanteil der Oberböden ist, desto geringer ist auch die 

Erodibilität.  

Die betroffenen Flurstücke gehören zu dem Ackerlandfeldblock AL50403Y1012, welcher aktuell 

ordnungsgemäß bewirtschaftet und im Rahmen der Agrarförderung beantragt wurde. 

Die angrenzenden Feldblöcke werden in ihrer Nutzung als lineare Landschaftselemente und Grünland 

nicht beeinträchtigt. 

 
11 Kartendienst des TLUBN: https://antares.thueringen.de/; online-Zugriff 17.01.2025 
12 https://thueringenviewer.thueringen.de/thviewer3/invekos.html 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Durch die Planung wird die Fläche für den Zeitraum der solarenergetischen Nutzung der intensiven 

landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. 

In Anbetracht der klimatischen und energetischen Herausforderungen ist die Bodennutzung von 

extensivem Grünland (Biotoptyp 4222 – Mesophiles Grünland) und Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 

Energien äußerst sinnvoll. Zudem ist der spätere Rückbau der Freiflächen-Photovoltaikanlage nach 

abschließender Nutzungsaufgabe geregelt. 

Durch die Inanspruchnahme der Fläche kommt es zwar zu einer räumlichen Zerschneidung des 

Feldblockes AL50403Y10, gleichzeitig ist jedoch festzustellen, dass die gegenwärtige intensive 

Ackerbewirtschaftung zu einer geringen Habitatvielfalt und einem reduzierten Strukturangebot führt. 

Durch die extensive Pflege sowie durch die geplanten Ausgleichsmaßnahmen ist im Vergleich zur 

bisherigen Nutzung eine deutliche ökologische Aufwertung zu erwarten. Die Funktionsfähigkeit des 

Landschaftshaushaltes wird verbessert, so dass die temporäre Zerschneidung des Feldblockes in der 

Gesamtbetrachtung als vertretbar bewertet werden kann. Eine Umnutzung des Feldblockes bedeutet die 

Änderung ihrer landwirtschaftlichen Nutzung von Ackerland zu Dauergrünland mit gebietseigenem 

Saatgut und Mindestkräuteranteilen für den „Solarpark Zschernitzsch“. Die flächenbezogenen Angaben 

nach § 11 Abs. 1 GAPInVeKoSV ist zu prüfen. 

Dauergrünlandflächen sind wichtig für den Boden- und Gewässerschutz und leisten einen wesentlichen 

Beitrag zum ⁠Klimaschutz. Die dauerhafte Begrünung von Ackerflächen, d.h. die Umwandlung in 

Dauergrünland, bei gleichzeitigem Verzicht auf den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, dient 

dem Schutz der Gewässer vor Sediment-, Nährstoff- und Pflanzenschutzmitteleinträgen. Dazu kommt, 

dass der Boden im Grünland wegen der ganzjährigen Bedeckung vor Austrocknung und ⁠Erosion⁠ durch 

Wind und Wasser geschützt ist. Außerdem verfügen Grünlandböden über höhere Humusgehalte sowie 

eine höhere Wasserspeicherkapazität. Das Dauergrünland bietet für viele Tiere der Agrarlandschaft eine 

Vielzahl an Lebensraumfunktionen. 

Das Plangebiet weist eine Fläche von insgesamt ca. 26,2 ha auf, wovon nach Abzug der Flächen mit 

Bindungen für Bepflanzungen ca. 0,47 ha und ca. 0,27 ha für den Wirtschaftsweg dem Sondergebiet 

max. 20,4 ha zur Verfügung steht. Die innerhalb des Plangebietes geplanten Ausgleichsmaßnahmen 

belaufen sich auf ca. 25,9 ha und macht somit einen Flächenanteil von ca. 98 % aus. Die Übersicht der 

Flächenbilanz der im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gegliederten Flächen ist dem Kapitel 6 der 

Begründung zu entnehmen. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,8 festgesetzt und beschreibt den 

zulässigen Anteil, welcher mit Photovoltaik-Modulen überbaut werden darf. Die Fläche errechnet sich 

hierbei aus der senkrecht auf den Boden projizierten Fläche der Photovoltaik-Module.  

Eine temporäre Beeinträchtigung erfährt das Schutzgut durch die Verlegung von Strom- und 

Kommunikationskabeln. Hierbei kommt es zu kurzzeitigen Aufgrabungen des Bodens. Die Eingriffsbreite 

ist jedoch gering. Eine konkrete Länge der betroffenen Bereiche kann auf Ebene des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes nicht ermittelt werden. Bei der Beurteilung des Eingriffes ist jedoch die Kurzzeitigkeit 

der Wirkung zu berücksichtigen. Durch die Überdeckung mit Photovoltaik-Modulen kommt es zu einem 

konzentrierten Eintrag von Niederschlagswasser im Bereich der Unterkanten der Photovoltaik-Module. 

In der Folge kann es zu Bodenerosion kommen. Die Flächen der Freiflächen-Photovoltaikanlage werden 

zur Grünlandnutzung bewirtschaftet. Aus diesem Grund kann angenommen werden, dass es zu einer 

Verbesserung der Bodenerosion unter den Photovoltaik-Modulen kommen wird. Sämtliche 
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Bodenbefestigungen sind in sickerfähiger Ausführung (Schotter, wassergebundene Decke) herzustellen, 

so dass das Niederschlagswasser breitflächig über die belebte Bodenzone versickern kann. Für stärker 

befahrene Abschnitte der Zufahrten der Sondergebiete können für Bodenbefestigungen auch 

Rasengittersteine oder Rasenfugenpflaster verwendet werden. 

Gesamtbewertung Schutzgut Boden: 

Auswirkungen mittlerer Erheblichkeit 

8.1.3 Schutzgut Wasser 

8.1.3.1 Grundwasser 

Bewertungskriterien Teilschutzgut Grundwasser:  

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

Geschütztheitsgrad der Grundwasserüberdeckung (Empfindlichkeit) 

Bedeutung für Grundwassernutzung 

Bedeutung des Grundwassers im Landschaftshaushalt 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet liegt hydrogeologisch innerhalb eines silikatischen Kluftgrundwasserleiters. Die 

Grundwasserführung erfolgt überwiegend entlang von Klüften, Spalten und tektonischen Trennflächen 

im Festgestein, während der Gesteinskörper selbst nur eine geringe Porosität aufweist. Die 

Grundwasserneubildung erfolgt im Wesentlichen durch die Versickerung von Niederschlagswasser über 

die oberflächennahen Bodenhorizonte. Aufgrund der kluftdominierten Durchlässigkeit ist von einer 

geringen bis mäßigen Grundwasserergiebigkeit auszugehen. Die Grundwasserverhältnisse sind 

kleinräumig heterogen und unterliegen saisonalen Schwankungen in Abhängigkeit vom 

Niederschlagsgeschehen.  

Das Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete, ist jedoch Bestandteil einer 

geplanten Flächenerweiterung des Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“, Schutzzone III. 

Nach § 51 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dienen Wasserschutzgebiete dem Schutz von 

Gewässern vor nachteiligen Einwirkungen, insbesondere zur Sicherung der öffentlichen 

Trinkwasserversorgung. In der Schutzzone III kommt dem vorsorgenden Schutz des Grundwassers eine 

besondere Bedeutung zu, da diese Zone der langfristigen Sicherung der Wasserqualität im Einzugsgebiet 

der Wassergewinnungsanlage dient. Vor diesem Hintergrund ist sicherzustellen, dass durch die Planung 

und Umsetzung der Freiflächen-Photovoltaikanlage weder Einträge wassergefährdender Stoffe noch 

nachteilige Veränderungen der natürlichen Versickerungs- und Grundwasserneubildungsprozesse 

hervorgerufen werden. 

Das Grundwasser ist nur unzureichend vor flächig eindringenden Schadstoffen geschützt. Diese 

Einstufung wird verstärkt durch die vermutlich geringe Gesamtschutzfunktion der 

Grundwasserüberdeckung.  

Westlich des Plangebietes, in mind. 0,1 km Abstand, verläuft das Fließgewässer Köthelbach, um in die 

Sprotte zu münden. Das Plangebiet gehört zum Grundwasserkörper des Fließgewässers Sprotte.  

Durch die landwirtschaftliche Nutzung (Ackerland) bestehen im Plangebiet Beeinträchtigungen der 

Qualität des Grundwassers infolge von Düngung und Pestizidbelastung. 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Das Schutzgut Grundwasser steht in enger funktionaler Wechselwirkung mit dem Schutzgut Boden, 

insbesondere im Hinblick auf Retentionsvermögen, Filter- und Pufferfunktion sowie 

Grundwasserneubildung. Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sowie § 6 WHG ist dem Vorsorgeprinzip Rechnung 

zu tragen; Beeinträchtigungen des Grundwassers sind demnach bereits im Vorfeld zu vermeiden. Die 

geplante Nutzung als Freiflächen-Photovoltaikanlage entspricht diesem Vorsorgegedanken, da sie 

gegenüber anderen baulichen Nutzungen mit geringen boden- und wasserrelevanten Eingriffen 

verbunden ist und keine wassergefährdende Nutzung darstellt. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Eine flächenhafte Versiegelung ist nicht vorgesehen. Die Modulflächen selbst führen nicht zu einer 

dauerhaften Abdichtung des Bodens; das Niederschlagswasser tropft konzentriert von den 

Modulunterkanten ab und versickert weiterhin diffus über die bewachsene Bodenoberfläche. Die 

Versickerungsfähigkeit bleibt im Wesentlichen erhalten. Eine erhebliche Reduzierung der 

Grundwasserneubildung ist daher nicht zu erwarten. Eine dauerhafte zusätzliche Erhöhung von 

Oberflächenabfluss oder Verdunstung mit relevanter Minderung der Infiltrationsleistung ist nicht 

prognostizierbar. 

Materialeinträge 

Nach derzeitigem Kenntnisstand besteht bei intakten Photovoltaik-Modulen keine relevante Gefahr einer 

Bodenkontamination durch Blei oder Cadmium (vgl. LABO 2023). Die Module sind bauartbedingt 

gekapselt; stoffliche Austräge unter Normalbetrieb sind nicht zu erwarten. Für die 

Leichtmetallunterkonstruktion werden in der Regel verzinkte Stahlprofile verwendet. Werden verzinkte 

Stahlbauteile in den Grundwasserschwankungsbereich oder in dauerhaft wassergesättigte Zonen 

eingebracht, kann es unter bestimmten geochemischen Bedingungen zu einer erhöhten 

Zinkmobilisierung kommen (vgl. LABO 2023). Vorliegend erfolgt die Gründung mittels Rammpfosten. 

Diese werden ohne Bodenaushub durch Materialverdrängung eingebracht. Eine offene Einbausituation 

mit potenziell erhöhter Wasserwegsamkeit („Fugenwirkung“) entsteht nicht. Unter Berücksichtigung der 

hydrogeologischen Verhältnisse (kluftgeprägter Festgesteinsgrundwasserleiter mit überlagernder 

Hemmerkomponente) und bei Einhaltung der Schutzgebietsbestimmungen ist eine relevante 

Beeinträchtigung der Grundwasserbeschaffenheit nicht zu erwarten. 

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt können temporäre Beeinträchtigungen durch Bodenverdichtungen (Reduzierung des 

Retentionsvermögens), temporäre Befahrung und potenzielle Einträge wassergefährdender Stoffe (z.B. 

Betriebsstoffe) auftreten. Durch geeignete baubegleitende Maßnahmen (vgl. Kapitel 9, Maßnahme V4) 

wird das Eindringen wassergefährdender Stoffe in Boden und Grundwasser verhindert. Erdarbeiten 

werden auf das technisch notwendige Minimum beschränkt. Nach Abschluss der Bauphase sind keine 

nachhaltigen Beeinträchtigungen der Infiltrationsfähigkeit zu erwarten. 

Niederschlagswasser 

Auf der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlagen fällt ausschließlich „nicht schädlich verunreinigtes 

Niederschlagswasser“ im Sinne der Regelwerke DWA-A 138 und DWA-A 102 an. Eine Behandlung ist 

nicht erforderlich. Das Wasser versickert flächig über die bewachsene Bodenoberfläche und durchläuft 
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dabei die natürliche Bodenpassage mit Filter- und Reinigungsfunktion. Staunässe oder bekannte 

Vernässungsbereiche bestehen nicht. Die Abbildung 10 zeigt eine schematische Querschnittszeichnung 

von zwei Modulreihen einer Freiflächen-Photovoltaikanlage, welche die Einbausituation verdeutlichen 

soll. Es ist zu erkennen, dass die Photovoltaik-Module das Regenwasser nicht direkt passieren lassen, 

sondern dieses entsprechend ihrer Neigung über die Tropfkante an den Boden übergeben. Des Weiteren 

wird durch die Lücken zwischen übereinander installierten Photovoltaik-Modulen ebenfalls Wasser an 

das Gelände abgegeben (vgl. Abbildung 11). Durch das natürliche Gefälle des vorhandenen Geländes 

breitet sich das Regenwasser entsprechend gerichtet am Boden aus. Dabei findet eine Infiltration 

(Versickerung im Boden) statt. Über den Abstand zwischen den Modulreihen (min. 3 m) kommt weiterer 

Niederschlag hinzu.  

       Tropfkante 

 

Wasserflussrichtung: 

Abbildung 10: Schematische Darstellung des Regenwasserverlaufes an Photovoltaik-Modulen in Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Quelle: 

Minnesota Pollution Control Agency, modifiziert) 

Abbildung 11: Lücken zwischen übereinander 

installierten Photovoltaik-Modulen dienen als zusätzliche 

Tropfkanten 

 

 

Eine Beeinträchtigung des Grundwassers ist während der Bauphase nicht zu erwarten. Die Verlegung 

der Erdkabel erfolgt oberflächennah, so dass keine tiefgreifenden Eingriffe in den Boden oder den 

Grundwasserleiter erforderlich sind. Zudem ist von einem ordnungsgemäßen und fachgerechten Einsatz 

der Baufahrzeuge auszugehen, wodurch das Risiko von Schadstoffeinträgen minimiert wird. 

Nach dem DVWK-Regelwerk wird die Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen wie folgt bewertet 

(vgl. Punkt 8.12 DVWK-Tabelle 1): 

Abbildung 12: Ausschnitt aus Tabelle 1 der DVGW-Richtlinie W 101 (A) 
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Nach der DVGW-Schutzzonenlogik sind in der Zone III Nutzungen zulässig, sofern keine Gefährdung der 

Grundwasserbeschaffenheit zu erwarten ist und die natürliche Grundwasserneubildung nicht wesentlich 

beeinträchtigt wird. 

Dies ist vorliegend gegeben, da: 

 keine flächenhaften Versiegelungen vorgesehen sind, 

 die Versickerung von Niederschlagswasser erhalten bleibt, 

 keine wassergefährdenden Stoffe dauerhaft in den Untergrund eingebracht werden, 

 Erdarbeiten auf ein Minimum beschränkt bleiben, 

 baubegleitende Schutzmaßnahmen umgesetzt werden. 

Die Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen wird im einschlägigen DVWK-Regelwerk zwar als 

technische Maßnahme mit potenzieller „Gefährdung“ eingestuft, konkrete Einschränkungen für die 

Schutzzone III ergeben sich daraus jedoch nicht. Maßgeblich ist die einzelfallbezogene Bewertung unter 

Berücksichtigung der konkreten Ausführung, die hier keine relevante Gefährdung erkennen lässt. 

Durch den Entfall intensiver landwirtschaftlicher Nutzung (insbesondere Bodenbearbeitung sowie Einsatz 

von Pflanzenschutz- und Düngemitteln gemäß textlicher Festsetzung 4.1) kann sich der Boden 

regenerieren. Dies wirkt sich mittel- bis langfristig positiv auf die Bodenstruktur, das 

Retentionsvermögen, die Filter- und Pufferfunktion und die Grundwasserneubildung aus. 

Unter Beachtung der dargestellten Vorsorgemaßnahmen sowie der im Genehmigungsverfahren zu 

berücksichtigenden wasserrechtlichen Anforderungen ist davon auszugehen, dass das Vorhaben den 

Schutzzielen der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“ entspricht. 

Eine Beeinträchtigung der grundwasserführenden Klüfte oder eine relevante Veränderung des 

Grundwasserregimes ist nicht zu erwarten. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 

Grundwasser im Sinne des § 51 WHG sind daher prognostisch auszuschließen. 

Gesamtbewertung Schutzgut Wasser - Grundwasser: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

8.1.3.2 Oberflächenwasser 

Bewertungskriterien Teilschutzgut Gewässer/Oberflächenwasser: 

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

Naturnähe 

Retentionsfunktion 

Einfluss auf das Abflussgeschehen 

BASISSZENARIO 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer wie Fließ- oder Stillgewässer vorhanden. Ebenso 

bestehen keine direkten hydrologischen Verbindungen zu oberirdischen Gewässern in der Umgebung. 

Die Oberflächenentwässerung erfolgt derzeit flächig über die Bodenoberfläche und über den natürlichen 

Versickerungsprozess. 
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Das Plangebiet liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten, so dass weder Hochwasserereignisse 

noch Rückstauwirkungen den Standort beeinflussen. Natürliche Retentionsräume oder 

gewässerbegleitende Strukturen sind nicht innerhalb des Plangebietes vorhanden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Beeinträchtigungen für die in der Umgebung befindlichen Gewässer sind, auch aufgrund der Entfernung, 

auszuschließen. In Bezug auf das Schutzgut Wasser sind keine negativen Umweltauswirkungen zu 

erwarten, ggf. bauzeitliche Beeinträchtigungen sind minimal. 

Gesamtbewertung Schutzgut Wasser - Oberflächenwasser: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

8.1.4 Schutzgut Klima und Luft 

Für die Beurteilung des Schutzgutes Klima sind vorrangig lufthygienische und klimatische 

Ausgleichsfunktionen maßgeblich. Die lufthygienische Ausgleichsfunktion bezieht sich auf die Fähigkeit 

von Flächen, Staubpartikel zu binden und Immissionen zu mindern (z.B. Waldgebiete). Die klimatische 

Ausgleichsfunktion umfasst die Bedeutung von Flächen für die Kalt- und Frischluftproduktion bzw. den 

Kalt- und Frischluftabfluss. 

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

lufthygienische Ausgleichsfunktion für Belastungsgebiete 

klimatische Ausgleichsfunktion für Belastungsgebiete 

BASISSZENARIO 

Gemäß Kartendienst des TLUBN wird das Plangebiet dem Klimabereich „Hügelländer, Höhenzüge und 

Täler im Übergangsbereich vom Tief- zum Bergland“ zugeordnet. Die Region ist warm und trocken. Die 

überwiegend vorherrschende Windrichtung in freien Lagen ist aus Südwest. Im Plangebiet ist die 

Jahresmitteltemperatur mit 8 bis 9 °C und der mittlere Jahresniederschlag mit 700 bis 750 mm 

verzeichnet (TLUBN 2023). 

Die lokalklimatischen und lufthygienischen Verhältnisse des Plangebietes werden durch seine Lage in 

der freien Landschaft und die Vegetationsbedeckung bestimmt. Bezüglich der lufthygienischen 

Ausgleichsfunktion kommt dem Plangebiet aufgrund der wenigen Gehölzbestände eine geringe 

Bedeutung zu. Bezüglich der klimatischen Ausgleichsfunktion ist die offene Ackerlandschaft im 

Plangebiet für die Entstehung von Kaltluft von Bedeutung. Gemäß der Klimabewertungskarte (REKIS 

2019) umfasst das Plangebiet Kaltluftentstehungsflächen mit Belüftungspotential. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Gegenstand der Planung ist die Erzeugung von elektrischem Strom aus solarer Strahlung. Damit werden 

fossile Energieträger substituiert, was dem Klima unmittelbar zugutekommt. Der Betrieb von Freiflächen-

Photovoltaikanlage erfolgt ohne Emissionen von Luftschadstoffen. Mikroklimatische Veränderungen 

(sog. Wärmeinsel-Effekt) sind Studien vergleichbarer Anlagen zufolge auf die Anlage selbst beschränkt 

und entfalten keine weitreichende Wirkung über den Geltungsbereich hinaus. Daher sind keine 

nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten. 
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Gesamtbewertung Schutzgut Klima und Luft: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

8.1.5 Schutzgut Landschaft 

„Um das Schmöllner Landschaftsbild zu schützen und erhalten sind optische Fernwirkungen zu 

vermeiden. […] Der Standort für die geplante Freiflächen– Photovoltaikanlage darf, wegen der optischen 

Fernwirkung sowie der evtl. gegebenen Blendung bzw. Reflexionen von der Wohnbebauung- bzw. von 

Straßen nicht oder nur geringfügig einsehbar sein13.“ 

Landschaft und Landschaftsbild werden nach folgenden Kriterien bewertet: 

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

Eigenart 

Vielfalt 

Natürlichkeit 

Freiheit von Beeinträchtigungen 

Bedeutung/Vorbelastung 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet ist gemäß dem Landschaftssteckbrief „Altenburg-Zeitzer-Lößgebiet“ des Bundesamtes 

für Naturschutz der Landschaftsgroßeinheit „Deutsche Mittelgebirgsschwelle“ dem Landschaftstyp 

„Ackergeprägte offene Kulturlandschaft“ (Landschafts-ID 46600) zugeordnet, wird aber gem. ROTH et 

al. (2021) als ein landschaftsbildlich leicht unterdurchschnittlich Gebiet bewertet. 

Das Plangebiet ist geprägt durch eine intensiv genutzte Agrarlandschaft mit nur außerhalb liegenden 

landschaftsbildprägenden Biotopstrukturen. Im Plangebiet selbst fehlen gliedernde Strukturen wie 

Baumreihen, Hecken oder Feldgehölze vollständig.  

Die Silhouette der zehn raumbedeutsamen Windenergieanlagen mit einer Höhe von 80 bis 146 Meter im 

Süden (Ortslage Nitzschka) und die Hochspannungsleitung im Norden sind weithin sichtbar und 

bildprägend. 

Die landwirtschaftlichen Nutzflächen sind nicht für jedermann frei begehbar (Betretungsrecht). Jeder 

Erholungssuchende muss nach § 21 ThürNatG auf die Belange der Grundstückseigentümer und 

Nutzungsberechtigten Rücksicht nehmen.  

Die Erholungsqualität ist gering. Eine Ausstattung mit Erholungsfunktion (Erholungsinfrastruktur) fehlt 

im Plangebiet. 

 

 
13 Kriterienkatalog für Freiflächenphotovoltaikanlagen der Stadt Schmölln, Zusatz 01/2025 
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Abbildung 13: Blick Richtung Ortslage Nitzschka: Windenergieanlagen mit einer Höhe von 80 bis 146 Meter im Süden (Quelle: Sonnenschein 

eG) 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage kommt es aufgrund der offenen Lage mit 

landwirtschaftlicher Nutzung zu einer technischen Überprägung der Landschaft.  

Die Photovoltaik-Module führen zu einer deutlich visuellen Umstrukturierung der bislang intensiv 

landwirtschaftlich genutzten Feldflur. Offene Ackerbereiche werden durch technische Nutzungen ersetzt, 

wodurch sich die Raumwirkung im Nah- und Mittelbereich verändert. Modulreihen, Trafostationen, 

interne Wege und Einfriedungen treten als neue Strukturelemente in Erscheinung. Trotz geringer 

Bauhöhen entsteht eine technische Prägung des Plangebietes. Während der Bauphase sind 

vorübergehend Baustellenverkehr und temporäre Ablagerungen sichtbar; diese Wirkungen entfallen nach 

Fertigstellung. 

Für die angrenzenden Nachbarkommunen ergibt sich aufgrund des vorhandenen Reliefs keine 

Sichtbeziehung zum Plangebiet.  

Um die künftige technogene Wahrnehmung zu mindern, sind an der südlichen Geltungsbereichsgrenze 

Heckenpflanzungen (vgl. Kapitel 9, Maßnahme A2) vorgesehen. Trotz der vorgesehenen 

Eingrünungsmaßnahmen kann die visuelle Wahrnehmung und der Einfluss auf das Landschaftsbild nicht 

vollständig vermieden werden. 

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich keine spezifischen Sehenswürdigkeiten oder 

landschaftsbildprägenden Einzelobjekte, deren Sichtbezug in besonderer Weise empfindlich wäre; 

ebenfalls keine bedeutenden historischen Kulturlandschaften oder bekannte Bau- oder Bodendenkmäler, 

deren Wahrnehmbarkeit durch die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage beeinträchtigt werden 

könnte. Die im näheren und weiteren Umfeld vorhandenen Baudenkmäler besitzen weder eine direkte 

noch eine periphere Sichtverbindung zum Plangebiet. Aufgrund der topographischen Gegebenheiten 

sowie der bestehenden Vegetations- und Siedlungsstrukturen ist auszuschließen, dass die geplante 

Freiflächen-Photovoltaikanlage in deren Sichtfeld tritt. 

Ebenso ist nicht davon auszugehen, dass aufgrund antireflexbeschichteter Photovoltaik-Module nur 

geringe Reflexionen oder lichttechnische Effekte, die von den Photovoltaik-Modulen ausgehen könnten, 

die Wahrnehmbarkeit oder Funktion der örtlichen Baudenkmäler beeinträchtigen.  
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Damit sind negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild im Einwirkungsbereich des Plangebietes 

auszuschließen. 

Gesamtbewertung Schutzgut Landschaft: 

Auswirkungen mittlerer Erheblichkeit 

8.1.6 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

„Der Standort für die geplante Freiflächen– Photovoltaikanlage darf, wegen der optischen Fernwirkung 

sowie der evtl. gegebenen Blendung bzw. Reflexionen von der Wohnbebauung- bzw. von Straßen nicht 

oder nur geringfügig einsehbar sein.“14 

Für die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des Wohlbefindens 

des Menschen im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst werden. Beim Aspekt 

„Wohnen“ ist die Erhaltung gesunder Lebensverhältnisse durch Schutz des Wohn- und Wohnumfeldes 

relevant. Beim Aspekt „Erholung“ sind überwiegend die wohnortnahe Feierabenderholung bzw. die 

positiven Wirkungen siedlungsnaher Freiräume auf das Wohlbefinden des Menschen maßgebend. 

Bedeutung/ 

Empfindlichkeit 

Wohnfunktion 

Funktion für Naherholung 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet selbst weist keine Bedeutung für die Wohnfunktion auf. Die nächstgelegenen 

Wohnbebauungen befinden sich in den Ortschaften Zschernitzsch (ca. 0,5 km Entfernung nördliche 

Richtung), Taupadel und Schmölln (ca. 1,0 km Entfernung südöstliche bzw. südwestliche Richtung) und 

Nitzschka (ca. 1,6 km Entfernung südliche Richtung). Der Ortschaft Nitzschka ist eine Gewerbefläche in 

ca. 0,8 km Entfernung vorgelagert. 

Als Bestandteil der erlebbaren Landschaftskulisse besitzt das Plangebiet keine Relevanz für die 

Naherholung von Fußgängerinnen und Fußgängern. Die gemäß ThüringenViewer ausgewiesenen Fern- 

und Wanderwege, Radwege und Reitwege liegen in großer Entfernung zum Plangebiet, bieten Anreize 

für Spaziergänge oder sonstige Freizeitnutzungen und werden teilweise durch sichtverschattende 

Feldgehölze/Waldreste geschützt. 

Maßgebliche Quellen für Lärm- und Luftschadstoffimmissionen sind nicht vorhanden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Während der Bauphase ist vorübergehend mit erhöhten Lärm- und Emissionsbelastungen durch 

Baufahrzeuge und Baumaschinen zu rechnen. Diese Auswirkungen sind zeitlich begrenzt und bewegen 

sich voraussichtlich im Rahmen der in dörflichen Gebieten üblichen Belastungen. Dauerhafte 

Beeinträchtigungen der angrenzenden Wohnbebauung durch die geplante Nutzung sind nicht zu 

erwarten. Da sich im Plangebiet selbst keine regelmäßig anwesenden Personen aufhalten und auch keine 

intensiv genutzten Wegeverbindungen vorhanden sind, ergeben sich keine relevanten 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch und seine Gesundheit sowie der Bevölkerung. 

 
14 Kriterienkatalog für Freiflächenphotovoltaikanlagen der Stadt Schmölln, Zusatz 01/2025 
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Insgesamt sind für dieses Schutzgut Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit zu erwarten. Eine 

Gefährdung des Menschen und seiner Gesundheit sowie der Bevölkerung geht von der geplanten 

Nutzung nicht aus. 

Gesamtbewertung Schutzgut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

8.1.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe 

BASISSZENARIO 

Unter Kulturgütern werden raumwirksame Ausdrucksformen der Entwicklung von Land und Leuten 

verstanden. Dies sind in erster Linie Flächen und Objekte aus den Bereichen Denkmalschutz und 

Denkmalpflege. Das Plangebiet unterliegt keinen denkmalschutzrechtlichen Restriktionen. 

Sachgüter (Flächen eingeschränkter Verfügbarkeit) beschränken sich außerhalb der Siedlungsgebiete 

und Einzelanwesen im Plangebiet auf Anlagen der Verkehrsanbindung und der Ver- und Entsorgung 

(Leitungen). 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Insgesamt bestehen keine grundsätzlichen Konflikte. Die geplante Bebauung kann unter Einhaltung der 

vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen und Abstände umgesetzt werden. 

Gesamtbewertung Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

8.1.8 Schutzgebiete und Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung 

Zur Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbundes bzw. der Biotopvernetzung sowie von 

Naturparken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich 

geschützten Biotopen und Natura-2000-Gebieten wird auf den ThüringenViewer zurückgegriffen.  

Naturdenkmäler sind meist besonders prägende Einzelbäume, Baumgruppen oder Alleen, aber auch 

geologische Besonderheiten wie Höhlen, Aufschlüsse, Erdfälle oder Quellen. Sie werden wie geschützte 

Landschaftsbestandteile von der zuständigen unteren Naturschutzbehörde durch Rechtsverordnung 

erklärt. 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet ist weder Bestandteil eines nationalen noch eines europäischen Schutzgebietes.  

Die nächstgelegenen Schutzgebiete gemäß den §§ 22-30 BNatSchG bzw. §§ 9-15 ThürNatG haben einen 

räumlichen Abstand zum Plangebiet: 

 Landschaftsschutzgebiet „Sprottetal“, ca. 7,7 km westlich, 

Daneben besteht eine Empfindlichkeit gegenüber Eingriffen in verbindende Flugkorridore zwischen 

verschiedenen Natura-2000-Gebieten; z.B. durch Beeinträchtigung von Trittsteinbiotopen und 

Rastplätzen oder durch Barrierewirkung. Die Lage in einem verbindenden Korridor ist nicht ersichtlich.  

Im Plangebiet befinden sich keine Naturdenkmale. 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH- und Vogelschutzgebiete) sowie die Naturschutzgebiete 

liegen räumlich außerhalb des Plangebietes. Eine Beeinflussung dieser Schutzgebiete durch die Planung 

kann ausgeschlossen werden, da die bauzeitlichen und betriebsbedingten Wirkungen lediglich eine sehr 

geringe Reichweite haben und nicht bis in die Schutzgebiete hineinwirken. 

Aufgrund der geringwertigen ökologischen Ausprägung der im Plangebiet vorhandenen Biotope sowie 

der bestehenden anthropogenen Vorbelastung ergibt sich weder eine Bedeutung als Trittsteinbiotop 

noch als Rastplatz. Zudem bereitet die Planung keine Nutzungen vor, die potenzielle Barrierewirkungen 

für überfliegende Arten hervorrufen könnten. Planbedingte Konflikte sind daher nicht erkennbar. 

Eine Überlagerung mit entsprechenden Schutzgebieten liegt folglich nicht vor. Auch Beeinträchtigungen 

durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnisstand – einschließlich einer 

Betrachtung der Natura-2000-Gebiete – nicht zu erwarten. 

Insgesamt sind Konflikte mit den relevanten naturschutzfachlichen Schutzgebieten nicht ersichtlich. Eine 

direkte Beeinträchtigung ist damit auszuschließen. Darüber hinaus sind durch die Planung keine 

Auswirkungen zu erwarten, wie etwa erhebliche Veränderungen der Grundwasserneubildungsrate oder 

erhebliche Schadstoffemissionen, die eine mittelbare Beeinträchtigung vermuten ließen.  

Bei Einhaltung der vorgeschlagenen und in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan übernommenen 

Maßnahmen zur Minderung, Vermeidung und Kompensation (vgl. Kapitel 9) von Beeinträchtigungen in 

Natur und Landschaft sind die Auswirkungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes als vertretbar 

einzustufen. 

Gesamtbewertung Schutzgebiete und Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

 

8.2 Bewertung der Auswirkungen einschließlich Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Die Schutzgüter stehen in einem engen Beziehungsgeflecht zueinander. Wie in den vorangegangenen 

Kapiteln erläutert, können z.B. Beeinträchtigungen des Bodens zu Wirkungen auf das Schutzgut 

Grundwasser, Vegetation und damit wiederum auf Lebensräume von Tieren führen. Wirkungen auf das 

Schutzgut Klima und Luft können sich auf die Vegetation und den Menschen auswirken. Umgekehrt 

ziehen Veränderungen in der Vegetation häufig Veränderungen im Schutzgut Klima nach sich.  

Die Anforderungen des Artenschutzes gemäß §§ 44 und 45 BNatSchG wurden in gesonderten Unterlagen 

geprüft (Klammer, Gerfried: Kartierung von Brutvögeln, Amphibien und Reptilien; Auswertung zum 

12.02.2026). 

Dabei wurde festgestellt, dass bei Berücksichtigung der erforderlichen artenschutzrechtlichen 

Vermeidungsmaßnahmen sowie ggf. CEF-Maßnahmen keine Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen 

Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG zu erwarten sind. Die aus artenschutzrechtlichen Gründen 

erforderlichen Maßnahmen sind in Kapitel 9 im Einzelnen aufgeführt und dort als artenschutzrechtlich 

erforderlich gekennzeichnet. 
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Gesamtbewertung Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern: 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit 

 

8.3 Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung bzw. bei 

Nichtdurchführung der Planung (Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 2 b) 

Der Ausbau von Anlagen zur Gewinnung elektrischer Energie aus regenerativen Ressourcen muss stark 

beschleunigt werden, um die Energiesicherheit Deutschlands sicherzustellen. Der Bedarf an geeigneten 

Flächen ist daher hoch. Die Nutzung von Flächen für Photovoltaikanlagen steht aufgrund ihres großen 

Flächenbedarfes häufig im Konflikt mit Land- und Forstwirtschaft. Insbesondere Landwirtschaftsflächen 

sind jedoch für die Ernährungssicherheit von sehr hoher Bedeutung. 

Bei Durchführung der Planung ergeben sich die im Umweltbericht beschriebenen Eingriffswirkungen. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde es bei einer herkömmlichen intensiven Ackerbau-

Nutzung im Plangebiet mit mittelmäßigen Erträgen bleiben. Der im Kapitel 8 beschriebene Umweltzustand 

im Plangebiet verändert sich voraussichtlich nicht. Der Bedarf an der Errichtung von Freiflächen-

Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung müsste in diesem Falle durch die Nutzung von Flächen an 

anderer Stelle gedeckt werden. Eine naturschutzfachliche Aufwertung der Fläche würde nicht stattfinden. 

8.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen umfassen die Integration in 

Bauleitpläne (Flächennutzungsplan/Bebauungsplan) sowie die Berücksichtigung regionaler und 

kommunaler Entwicklungsziele. Unter Bezugnahme der Standortkonzeption Photovoltaik-

Freiflächenanlagen der Stadtrat Stadt Schmölln wurde von der Stadt Schmölln das Plangebiet südlich 

des Ortsteils Zschernitzsch als geeigneter Standort für die Errichtung einer Freiflächen-

Photovoltaikanlage geprüft und gewichtet und im Ergebnis dieses Bauleitplanverfahren eröffnet.  

Zusammenfassend geht es darum, Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht nur als isolierte Anlagen, 

sondern als integrierten Bestandteil der Flächenentwicklung zu betrachten, wobei kommunale 

Planungsstrukturen und innovative Standortkonzepte genutzt werden.  

8.5 Sonstige zu betrachtenden Belange (Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 2b Nr. cc - hh BauGB)  

(cc) Auswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 

Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 

Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist temporär mit erhöhten Schadstoff- 

(Baufahrzeuge) und Lärmemissionen (eigentliche Bautätigkeit) zu rechnen.  

Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind keine erhöhten Wärme- und 

Strahlungsemissionen verbunden. Während der Betriebsphase kann die Freiflächen-Photovoltaikanlage 

zu Reflexionen führen. Durch die Festsetzung von reflexionsarmen Photovoltaik-Modulen wird eine 

potentielle Blendwirkung vermindert. 

(dd) Auswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der Art und der Menge der erzeugten Abfälle und ihrer 

Beseitigung und Verwertung 
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Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist mit Resten von Verpackungsmaterial zu 

rechnen. Entsprechend den gesetzlichen Regelungen ist von einer ordnungsgemäßen und schadfreien 

Entsorgung oder Wiederverwendung der anfallenden Abfallmassen auszugehen. Während der 

Betriebsphase ist mit keinen weiteren Abfällen zu rechnen (vgl. Kapitel 3.2.1). 

(ee) Auswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der Risiken für die menschliche Gesundheit, das 

kulturelle Erbe oder die Umwelt (z.B. durch Unfälle und Katastrophen) 

Bei der Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe j 

BauGB) ist zwischen den nachfolgenden Aspekten zu unterscheiden (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & 

Krautzberger, 2019): 

 Das nach Planaufstellung zulässige Vorhaben ist ein potenzieller Verursacher für schwere Unfälle 

oder Katastrophen, z.B. durch erhöhte Explosions- oder Brandgefahr. 

 Das geplante Vorhaben ist durch Ereignisse außerhalb des Gebietes für schwere Unfälle oder 

Katastrophen besonders gefährdet; dazu können z.B. Erdrutsche, Erdbeben oder Hochwasser 

gehören. 

Durch die beabsichtigte Nutzung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit, beispielsweise 

durch eine erhöhte Brand- oder Explosionsgefahr gegeben, wie sie bei einem Störfallbetrieb oder 

industriellen Nutzungen zu erwarten wären. Die Wahrscheinlichkeit, dass schwere Unfälle von innen 

heraus entstehen, ist bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen gering. Unfälle im alltäglichen menschlichen 

Handeln lassen sich dennoch nie vollständig ausschließen. Es sind keine Kulturdenkmale unmittelbar 

betroffen und es liegen keine Hinweise auf archäologische Funde vor. Es ist von keiner Gefährdung des 

kulturellen Erbes auszugehen. 

(ff) Kumulierung mit den Auswirkungen vom Vorhaben benachbarter Plangebiete hinsichtlich von 

Gebieten mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen 

Im Plangebiet und dessen Umfeld sind keine Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz vorhanden. Zudem 

sind keine Vorhaben oder Planungen im weiteren Umfeld bekannt, die bei der vorliegenden Planung 

hinsichtlich der Auswirkungen von Natur und Landschaft mit zu berücksichtigen wären. Eine Kumulierung 

von Wirkfaktoren anderer Vorhaben ist daher auszuschließen. 

(gg) Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das Klima (z.B. Art und Ausmaß der 

Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 

Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind keine über den Einsatz der Bautechnik 

hinausgehenden Treibhausgasemissionen zu erwarten. Während der Betriebsphase werden keine 

Treibhausgase emittiert. Da das anfallende Niederschlagswasser versickern kann, sind Folgen in Form 

von Überschwemmungen, wie z.B. auf den Klimawandel zurückzuführende 

Starkniederschlagsereignissen, nicht zu erwarten. 

(hh) Auswirkungen des Vorhabens entsprechend den eingesetzten Techniken und Stoffen 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist es nicht möglich, die zum Einsatz kommenden Techniken und Stoffe 

festzusetzen. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass ausschließlich zugelassene Baustoffe und 

Techniken zum Einsatz kommen, die der Prüfung im nachgelagerten Gestattungsverfahren unterliegen. 
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9 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 

Auswirkungen 

Gemäß § 1a BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushaltes in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach 

dem BNatSchG) in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

9.1 Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung und -minimierung 

Im vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurden nachfolgende Festsetzungen getroffen, um 

nachteilige Umweltauswirkungen zu vermeiden, zu verhindern, zu minimieren oder auszugleichen. Es 

erfolgt dabei ein Hinweis, ob die Festsetzung in der Bau- oder Betriebsphase relevant ist. 

textliche Festsetzung Nr. 2 - Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 

16 - 21a BauNVO):  

Es erfolgt eine Festsetzung zur Grundflächenzahl von 0,8 und Begrenzung der Versiegelung auf maximal 

2 % der Baufläche für die Errichtung der für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen (z. B. 

Wechselrichter, Transformatoren) und deren Gründungen. Die Höhe der baulichen Anlagen wird auf 

maximal 6,0 Meter festgesetzt, um die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu reduzieren. Diese 

Festsetzung ist in der Bauphase relevant. 

textliche Festsetzungen Nr. 4.1 bis 4.3 - Festsetzung für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, § 15 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 8 Abs. 

2a ThürNatG):  

Im Bereich des Plangebietes sind die mit autochthonem Regiosaatgut ausgebildeten Flächen unter und 

zwischen den Photovoltaik-Modulen zweimal jährlich zu mähen oder ab Mitte Mai zu beweiden. Bei 

ausschließlicher Mahdnutzung sind mindestens ein und maximal zwei Schnitte jährlich durchzuführen. 

Der erste Schnitt soll alternierend erfolgen und nicht vor dem 21. Juni begonnen werden. Alternierend 

bedeutet, dass zunächst nur jede zweite Modulreihe gemäht wird. Die Mahd der verbleibenden 

Modulreihen erfolgt nach etwa zwei Wochen. Falls ein zweiter Schnitt erfolgt, ist dieser erst im Spätherbst 

durchzuführen. Eine Beweidung wird auf 0,5 GVE bei einer ganzjährigen Nutzung begrenzt. Möglich ist 

auch eine kombinierte Mahd-/Weidenutzung mit Beginn der Beweidung nach dem ersten Schnitt. Bei 

allen Mahdnutzungen ist das Mahdgut zwingend zu entnehmen und darf nicht auf der Fläche verbleiben. 

Ein Mulchen der Flächen ist nicht zulässig. Der Einsatz synthetischer Dünge- und Pflanzenschutzmittel 

ist nicht zulässig. Eine nächtliche Beleuchtung des Sonstigen Sondergebietes ist nicht zulässig. Die 

Einzäunung der Freiflächen-Photovoltaikanlage muss eine Bodenfreiheit von mindestens 15 cm 

aufweisen. Diese Festsetzung ist in der Betriebsphase relevant. 

textliche Festsetzung Nr. 4.4 - Festsetzung für bauliche und technische Vorkehrungen zum Schutz bzw. 

Vermeidung oder zur Minderung von schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren (§ 9 

Abs. 1 Nr. 24 BauGB):  

Im gesamten Plangebiet sind reflexionsarme Photovoltaik-Module zu verwenden. Durch diese 

Festsetzung werden Reflexionen gemindert. Diese Festsetzung ist in der Bauphase relevant. 
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Der Grünordnerische Beitrag schlägt folgende Maßnahmen zur Vermeidung vor, die als Festsetzung oder 

Hinweis in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan übernommen werden: 

V = Vermeidungsmaßnahmen 

M = Minimierungsmaßnahmen/grünordnerische Festsetzungen 

A = Maßnahmen zum Ausgleich/Kompensation 

Vermeidungsmaßnahmen 
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V1 Aufgabe der ökologischen Baubegleitung ist es, die Einhaltung der Aufgaben und 
Einschränkungen (Baustellenflächen, z.B. temporäre Flächeninanspruchnahme, Zuwegungen, 
Schutzzaunflächen, Materiallagerflächen, Baustelleneinrichtungsflächen, 
Bauzeitenbeschränkungen) sicherzustellen, über die Umsetzung und Einhaltung der 
festgesetzten Vermeidungs- und artenschutzrechtlichen Maßnahmen zu wachen und ggf. 
deren Einhaltung durchzusetzen. Die Aufgabenbereiche erfordern eine regelmäßige 
Anwesenheit der ÖBB vor Ort. Im Bereich des Vorhabens sind regelmäßig durchgeführte 
Begehungen während der Bauphase (z.B. ein- bis zweimal wöchentlich) ausreichend. Ggf. 
können für eine korrekte Umsetzung der Maßnahmen auch tägliche Begehungen erforderlich 
sein. Bei besonderen Vorkommnissen können ebenfalls zusätzliche Begehungen und das 
Hinzuziehen von Experten erforderlich werden. 

x x x  

V2 Es ist eine bodenkundliche Baubegleitung für die Bau- und Rückbauphase zu beauftragen 
(DIN 19639). Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person muss über die 
notwendige Sach- und Fachkunde verfügen und diese nachweisen. Die mit der 
bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person ist der Genehmigungsbehörde vor 
Beginn der Bauphase bzw. des Baus und Rückbaus zu nennen. Die bodenkundliche 
Baubegleitung muss der Genehmigungsbehörde regelmäßig Bericht erstatten. 

x x x 

V3 Der Eingriff in die Fläche und die Ausdehnung der Baustelle sind auf das absolut 
notwendige Maß zu reduzieren. Die Baustelleneinrichtung sollte grundsätzlich so wenig wie 
möglich Lagerflächen und Fahrwege vorsehen. Bei dem Anlegen von Baugruben und allen 
anfallenden Arbeiten sollten Fallen für Kleintiere und Vögel vermieden werden. Die 
anlagebedingte Flächeninanspruchnahme ist durch die spezielle Art der Rammung der PV-
Module möglichst gering zu halten. 

x x   

V4 Die Baufeldfreimachung und der Baubeginn sind unter Beachtung des § 39 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG nur im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar durchzuführen. In dieser 
Phase ist die Brutzeit der Vögel abgeschlossen (vgl. VCEF12-VCEF14). 

x   

  

V5 Alle Bodenarbeiten sind nach DIN 18915 (Landschaftsbauarbeiten) durchzuführen. Der zur 
Errichtung von Wechselrichtern, Energiespeicher-Anlagen, Trafo und Kabelgräben 
erforderliche Bodenabtrag ist zwischenzulagern, vor Verdichtung und Verunreinigung zu 
schützen und möglichst am Standort wieder einzubauen. Die Fläche des Eingriffes oder der 
temporären Beanspruchung ist möglichst gering zu halten. Erdaushub soll möglichst 
vermieden werden. Vorhandene Oberbodenschichten dürfen nicht unnötig abgeschoben 
werden. Noch vorhandene, natürliche Böden dürfen nur im trockenen Zustand und möglichst 
nur mit leichten Baumaschinen befahren werden. Schädliche Stoffeinträge in das Erdreich 
sind zum Schutz des Grundwassers und des Bodens zu vermeiden. Das Befahren von 
Bautabuflächen, insbesondere zukünftiger Ausgleichsflächen, ist auszuschließen. 
Unvermeidbare Verdichtungen des Bodens durch den Baustellenbetrieb sind zu ermitteln 
und durch Lockerungsmaßnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten auszugleichen. 

x x 

  

V6 Bautätigkeit nur bei geringer Bodenfeuchte und ausreichender Tragfähigkeit. Auf 
Hauptzufahrten und Lagerflächen. Durchführung lastenverteilender Maßnahmen. 

x x 
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Vermeidungsmaßnahmen 
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V7 Zur Umsetzung des vorsorgenden Grundwasserschutzes werden folgende Vermeidungs- 
und Vorsorgemaßnahmen berücksichtigt: 
Baubedingte Maßnahmen 
Beschränkung der Erdarbeiten auf das technisch erforderliche Mindestmaß; Verzicht auf 
tiefgreifende Bodenaufschlüsse. 
Punktuelle Gründung der Modulaufständerungen (z. B. Ramm- oder Schraubfundamente) 
ohne flächenhafte Versiegelung. 
Verwendung ausschließlich gewässerunschädlicher Baustoffe. 
Betankung, Wartung und Reparatur von Baufahrzeugen ausschließlich außerhalb des 
Plangebietes bzw. auf befestigten, gesicherten Flächen. 
Vorhaltung von Bindemitteln für den Havariefall während der Bauphase. 
 
Betriebsbedingte Maßnahmen 
Verzicht auf den Einsatz wassergefährdender Stoffe im Regelbetrieb der Anlage. 
Sicherstellung, dass Transformatoren und sonstige technische Anlagen mit ausreichenden 
Schutzvorkehrungen (z.B. ölfreie Technik oder Auffangsysteme) ausgeführt werden. 
Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen und der flächenhaften Versickerung von 
Niederschlagswasser. 
Verzicht auf den Einsatz von Herbiziden und wassergefährdenden Reinigungsmitteln. 
 
Rückbauphase 
Vollständiger Rückbau aller baulichen Anlagen einschließlich der Fundamente. 
Ordnungsgemäße Entsorgung aller Materialien gemäß den geltenden abfall- und 
wasserrechtlichen Vorschriften. 
Wiederherstellung der natürlichen Boden- und Versickerungsverhältnisse. 

x x x 

V8 Eine Beleuchtung der Baustelle ist aufgrund der Lichtempfindlichkeit einiger Fledermaus- 
und Vogelarten während der Abend- und Nachtzeiten zu unterlassen bzw. auf das absolut 
notwendige Maß zu reduzieren. 

    x 

V9 Zur Erhaltung des Biotopverbundes ist ebenso die Durchgängigkeit der Einfriedung zu 
ermöglichen, um keine Barrierewirkung für Kleintiere zu erzeugen. Die Einzäunung ist ohne 
Zaunsockel herzustellen. Für die Durchlässigkeit für Tiere ist ein Mindestabstand von 15 cm 
vom Boden einzuhalten. 

  x x 

V10 Die Bäume und Sträucher an den Gehölzflächen im Randbereich des Geltungsbereiches sind 
während der Bauphase nach DIN 18920 vor mechanischen Verletzungen durch 
Baufahrzeuge, Baumaschinen und sonstige Bauvorgänge zu schützen. Beim Aufstellen eines 
Bauzaunes kann auf einen gesonderten Stammschutz verzichtet werden. Für sämtliche 
Baumaßnahmen, die in den Wurzelbereich der Randbäume hineinragen, gilt, dass Wurzeln, 
die entfernt werden müssen, schneidend zu durchtrennen und die Schnittstellen zu glätten 
sind. Freigelegte Wurzeln sind gegen Austrocknung und Frosteinwirkung zu schützen. 
Stärkere durchtrennte Wurzeln sind mit Wundbehandlungsstoffen zu behandeln.  

x     

V11 Zur regelmäßigen Wartung der FFPVA reicht es in den meisten Fällen aus, die Reinigung alle 
paar Jahre durchzuführen. Die restlichen Wartungsaufgaben sollten in einem ein- bis 
zweijährigen Rhythmus erfolgen. Bei der Modulreinigung wird auf synthetische 
Reinigungsmitteln verzichtet. Die PV-Module selbst werden auf Unversehrtheit überprüft, um 
Undichtigkeiten auszuschließen oder auftretende Spannungen, die einen Glasbruch zur Folge 
haben können, zu erkennen und zu beheben. Zum Wartungsumfang gehören 
selbstverständlich auch die technischen Nebenanlagen der gesamten FFPVA. 

    x 

Tabelle 6: Übersicht Vermeidungsmaßnahmen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
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Unter Berücksichtigung einer Baufeldfreimachung außerhalb der Fortpflanzungszeit von Vogelarten 

werden somit insgesamt keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG mit der 

Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage erfüllt. 

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen       
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VCEF11 Durch Baustellenverkehr können baubedingt Zauneidechsenhabitate stärker als bisher 
beunruhigt werden bzw. Tiere im Baufeld mit Baustellentechnik kollidieren, 
schlimmstenfalls sogar überfahren werden. Ferner können Tiere in Kabelschächte und 
Baugruben fallen oder durch Tiefbauarbeiten verletzt werden. Auch das Zwischenlagern 
von Bauaushub auf Saumbiotopen kann Individuen dieser Arten beeinträchtigen.                  
Um die Saumbereiche vor Baustellenverkehr zu schützen, können Reptilienschutzzäune 
errichtet werden. Um die zu schützende Bereiche einzugrenzen, sollten zuvor die Säume 
auf Reptilien durch eine fachkundige Person (V1) abgesucht werden (beste Zeit für 
Zauneidechsen: April/Mai). 

x x   

VCEF12 Um eine Beschädigung oder Zerstörung von Gelegen, die sich im Baufeld befinden, 
auszuschließen, wird das Baufeld vor Beginn der Baumaßnahme abgesucht.                        
Wenn Nester bodenbrütender Vogelarten gefunden werden, muss das weitere Vorgehen 
(Schutz vor Beschädigung, Durchführung des Baus außerhalb der Brutzeit) mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde abgestimmt werden. 

x x   

VCEF13 Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden, sind die Flächen der 
Baustelleneinrichtung und Materiallagerung prinzipiell auf Ackerflächen einzurichten. Dabei 
ist zu beachten, dass sich die Flächen in unmittelbarer Nähe zu bereits vorhandenen 
vertikalen Strukturen befinden, damit diese keine Störkulisse für die Feldlerche darstellen. 

x x   

VCEF14 Sofern die Baufeldfreimachung nicht im oben genannten Zeitraum erfolgen oder der 
Baubetrieb nicht gleich aufgenommen werden kann oder kommt es zu anhaltenden 
Unterbrechungen der Bautätigkeiten, so werden zur Vermeidung der Wiederbesiedelung 
durch Brutvögel (Vergrämung) die Flächen bis zum Baubeginn bzw. der Wiederaufnahme 
der Bautätigkeit für Brutvögel unattraktiv gemacht, d.h. von Bewuchs freigehalten. Bei 
Bedarf wird eine Ansiedlung von Bodenbrütern durch das Aufstellen großer, vertikaler 
Strukturen (z.B. Baumaschinen) oder das Anbringen von Flatterbändern vermieden. 

      

Tabelle 7: Übersicht artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

9.2 Maßnahmen zum Ausgleich 

Innerhalb des Geltungsbereiches werden die Eingriffe durch die Anlage von artenreichem Grünland sowie 

mit einer Heckenpflanzung kompensiert. Durch die Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbereich werden 

die Eingriffe in die Schutzgüter Pflanzen und Tiere sowie biologische Vielfalt bzw. Fläche und Boden 

vollständig ausgeglichen. Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes werden durch die Eingrünung 

so weit reduziert, dass sie nicht mehr erheblich sind. Insgesamt verbleiben keine erheblichen 

Beeinträchtigungen. 
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Ausgleichsmaßnahmen       
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A1 Entwicklung von artenreichem Grünland                                                                                  
Die von den PV-Modulen überdeckten Flächen werden als pflanzenartenreiches extensives 
Grünland ausgebildet. Das auszubringende Saatgut stammt gemäß 
Erhaltungsmischungsverordnung aus anerkannten Erntebeständen zertifizierter Anbaubetriebe 
aus dem zulässigen Produktionsraum. Dies entspricht der Regelung des § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 
4 BNatSchG. Das Projektgebiet befindet sich im Ursprungsgebiet (Herkunftsregion) 5 
„Mitteldeutsches Tief- und Hügelland“ (HKR 5) und im Produktionsraum 3 (PR 3). 

  x  x 

A2 Anlegen einer Feldhecke                                                                                                        
An der südlichen Grenze des Plangebietes ist auf einer Breite von 5,0 Meter eine dreireihige 
Feldhecke anzupflanzen. Es sind heimische und standortgerechte Gehölzarten der Artenliste 1 
zu pflanzen. Vorhandene Gehölze können in die Hecken integriert werden. Die Pflanzung ist 
dauerhaft zu er- und unterhalten. 

    x 

A3 Die im Sonstigen Sondergebiet zulässigen Wege sind mit einem wasser- und luftdurchlässigen 
Aufbau (z.B. als Schotterrasen oder als wassergebundene Decke) herzustellen. 

x x x 

Tabelle 8: Übersicht Maßnahmen zum Ausgleich/Kompensation im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

9.3 Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 

Mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ sind Eingriffe 

in Natur und Landschaft zu erwarten, d.h. es werden Veränderungen der Gestalt oder der Nutzung von 

Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes erheblich oder 

nachhaltig beeinträchtigen, eintreten. Eingriffe sind so weit wie möglich zu unterlassen oder zu 

minimieren. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch entsprechende Maßnahmen auszugleichen.  

Die durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft 

gelten an diesem Standort als unvermeidbar, da für die Planung keine zumutbare Standortalternative 

besteht. 

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung erfolgt entsprechend dem Bilanzierungsmodell der 

Eingriffsregelung in Thüringen zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen (Thüringer Ministerium für 

Umwelt, Energie, Naturschutz und Forsten, Stand August 2005) mit verbal-argumentativen Ergänzungen 

zum Biotopwertverfahren, um allen Schutzgütern gerecht zu werden. Dabei ist zu berücksichtigen, wie 

sich die Maßnahmen zur Kompensation der Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes auch positiv 

auswirken. 

Als Bilanzierungsgrundlage dient der Zustand (Juni 2025) innerhalb des Plangebietes und wird als 

Bestand definiert. Der zu erwartende Biotopzustand nach Umsetzung der Planung wird als Entwicklung 

dargestellt. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan als verbindlicher Bauleitplan bildet die Grundlage für 

die städtebauliche Gestaltung eines Plangebiet.  

Gemeinsam mit der Bilanzierung der zukünftig zu erwartenden Eingriffe und Zuordnung geeigneter 

Ausgleichsmaßnahmen dokumentiert der Grünordnungsplan somit eine angemessene Berücksichtigung 

der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landespflege gemäß § 1 ThürNatG i.V.m. §§ 1 und 

2 BNatSchG sowie das Verursacherprinzip und die Kompensationsverpflichtung von Eingriffen gemäß 

§ 6 ThürNatG i.V.m. §§ 14 und 15 BNatSchG. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“  Vorentwurf 

Stadt Schmölln  Begründung 

 
Sonnenschein eG Projekt-Nr. 2024_08 59 

Bestand  

Kennzeich-
nung GOP 

Biotoptypen, Beschreibung und Bewertung siehe Text 
(Code gem. TLUG 2018 i.V.m TMLNU 2005) 

Wert 
(W) 

Fläche m2 

(F) 
Gesamt 
(W x F) 

A 
4110 Ackerland, Ackerwirtschaft auf kleinen 

Feldern 
20 261.949 5.238.984 

B 9213 sonstige Straße (Gemeindestraße) 0 51 0 
 Summe 262.000 5.238.984 

Tabelle 9: Eingriffsbilanzierung nach der Eingriffsregelung in Thüringen zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen 

Planung  

Kennzeich-
nung GOP 

Biotoptypen, Beschreibung und Bewertung siehe Text 
(Code gem. TLUG 2018 i.V.m TMLNU 2005) 

Wert 
(W) 

Fläche m2 

(F) 
Gesamt 
(W x F) 

B 9213 sonstige Straße (Gemeindestraße) 0 51 0 

C 9214 Wirtschaftswege 10 2.782 27.819 

D 4222 mesophiles Grünland 22 249.363 5.485.985 

davon 2% versiegelt 10 5.089 50.890 

E 6110 Feldhecke (5 Meter Breite) 30 4.715 141.463 
 Summe 262.000 5.706.158 

Tabelle 10: Ausgleichsbilanzierung nach der Eingriffsregelung in Thüringen zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen 

Die Gegenüberstellung von Bestands- und Planungswert zeigt, dass bei Umsetzung der Planung ein 

vorläufiger Wertpunktegewinn von + 467.173 Wertpunkten eintritt. Der Wertzuwachs beruht überwiegend 

auf der Aufwertung des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt. Mit den geplanten 

Grünlandgesellschaften und Heckenpflanzungen erhöht sich die Biodiversität im Plangebiet deutlich. 

Das Bilanzierungsmodell liefert jedoch keine Bewertung für den Eingriff in das Landschaftsbild, da dieser 

über die geplanten Biotoptypen in Verbindung mit einer großflächigen technischen Anlage nicht bewertet 

werden kann. Die Ableitung des Kompensationsbedarfes für die Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes ist zudem nur teilweise quantifizierbar, da eine Abwertung des Landschaftsbildes nur 

innerhalb des Plangebietes zum Ansatz gebracht werden kann. Zur Berücksichtigung der 

Beeinträchtigung des Landschaftsbildes erfolgt daher eine pauschale Abwertung der Fläche des 

Plangebietes um 1,5 Werteinheiten. Hierbei wurde berücksichtigt, dass das Plangebiet im geringen 

Umfang aus der Umgebung einsehbar ist (vgl. Kapitel 8.1.5) und eine Eingrünung der Freiflächen-

Photovoltaikanlage durch Anpflanzung einer 5 Meter breiten Feldhecke an der östlichen und südlichen 

Geltungsbereichsgrenze erfolgt. 

 Eingriff Landschaftsbild Wert 
(W) 

Fläche m2 

(F) 
Gesamt 
(W x F) 

   Sonderbaufläche Solarpark (ohne 9214+6110)  -1,5 251.670 -377.505 
Tabelle 11: Kompensationsbedarf für die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 

Unter Berücksichtigung der Wertminderung durch die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes verbleibt 

durch die Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes eine Überkompensation von 89.668 

Werteinheiten. Alle durch die Planung vorgesehenen Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild 

können innerhalb des Geltungsbereiches vollständig ausgeglichen werden. Es werden keine externen 

Kompensationsmaßnahmen notwendig. 

 Gegenüberstellung 
 Wertpunkte Bestand (überwiegend intensive Ackerwirtschaft) 5.238.984 

 Wertpunkte Planung (Aufwertung für Natur und Landschaft) 5.706.158 
 Wertpunkte Differenz 467.173 
 Ausgleich Landschaftsbild        -377.505 
 Überkompensation       89.668 

Tabelle 12: Gesamtdarstellung der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung  
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Die Wertpunkte werden nicht im Sinne eines Ökokontos verwendet, sondern gleichen die Rückführung 

in Acker nach Ende der baulichen Nutzung als sonstiges Sondergebiet und Rückbau der Photovoltaik-

Module aus. Die Sicherung von Maßnahmen erfolgt im Rahmen von Festsetzungen im 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan sowie Regelungen im Durchführungsvertrag. 

10 weitere Angaben zur Umweltprüfung 

10.1 Beschreibung der methodischen Ansätze und Schwierigkeiten bzw. Kenntnislücken (Anlage 1 zu § 2 

Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 3 a) 

Die Bestandsaufnahmen und Bewertungen des vorliegenden Umweltberichtes basieren auf der 

Grundlage von Ortsbegehungen, diversen Gutachten, durch Informationssysteme des Freistaates 

Thüringen, Internetrecherchen behördlich eingestellter Informationen zu Boden, Wasser, Schutzgebieten 

und kulturhistorischen Informationen sowie weitere Literaturquellen, die im Umweltbericht aufgeführt 

sind. Defizite bei der Grundlagenermittlung sind nicht erkennbar. 

Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen Annahmen oder großräumigen Daten (z.B. 

geologische Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine gewisse Streuungsbreite. Zur Ermittlung und 

Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planung in der vorliegenden Form bilden die 

zusammengestellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

Es kann eingeschätzt werden, dass der Zustand der Umweltschutzgüter damit in guter Qualität 

aufgenommen werden konnte und es keine Kenntnislücken gibt, die eine Konfliktausweisung erschwert 

hätte. 

10.2 Hinweise zur Überwachung (Monitoring) (Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 3 b) 

Nach § 4c BauGB ist die Stadt Schmölln zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die 

aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne entstehen, verpflichtet. Dadurch sollen unvorhergesehene, 

nachteilige Auswirkungen frühzeitig ermittelt werden, um gegebenenfalls geeignete Maßnahmen zur 

Abhilfe ergreifen zu können. Die Behörden informieren die Stadt Schmölln nach § 4 Abs. 3 BauGB über 

erhebliche, nachteilige und insbesondere unvorhergesehene Umweltauswirkungen.  

Um mögliche Beeinträchtigungen zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen, ist die Umsetzung 

entsprechender Maßnahmen erforderlich. Vorliegend wird deren Regelung auf die nachgelagerten 

Planungs- bzw. Genehmigungsebenen abgeschichtet. Entsprechende Möglichkeiten und Vorschläge 

wurden unter Kapitel 9 dieses Umweltberichtes aufgeführt.  

11 Allgemein verständliche Zusammenfassung (Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 3 c) 

Gegenstand der Planung ist die Erzeugung von elektrischem Strom aus solarer Strahlung. Der 

Geltungsbereich erstreckt sich über derzeit intensiv genutztes Ackerland, dessen Bedeutung für Pflanzen 

und die biologische Vielfalt und den Naturhaushalt insgesamt gering ist.  

Für Brutvögel auf den landwirtschaftlichen Flächen stehen im Umfeld des Plangebietes umfangreiche 

gleichartige Lebensräume zur Verfügung, so dass ihre ökologische Funktion erhalten bleibt. 

Offenlandarten wie Feldlerche werden durch die Umwandlung zu extensiv genutztem Grünland punktuell 

beeinflusst; Wald- und Gehölzarten wie Hohltaube, Gartenbaumläufer, Gartenrotschwanz und Goldammer 

nutzen weiterhin die verbleibenden Strukturen. Um bodenbrütende Kleinvögel zu schützen, wird die 

Nutzung der Ackerflächen auf die Zeit außerhalb der Brutzeit beschränkt (vgl. textliche Festsetzung 4.1, 
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VCEF15). Neue Gehölzstrukturen, insbesondere 5 m breite Feldhecken entlang der östlichen und südlichen 

Geltungsbereichsgrenze (vgl. Kapitel 9, Maßnahme A2), schaffen zusätzliche Lebensraumstrukturen und 

Leitlinien für Fledermäuse. Ein Zaunabstand von 15 cm gewährleistet die Passierbarkeit für Kleinsäuger. 

Durch die extensive Pflege der Grünflächen entsteht eine Nahrungsgrundlage für Insekten und Vögel, 

wodurch die biologische Vielfalt insgesamt steigt.  

Bei Reptilien konnte im Randbereich des Plangebietes ein Exemplar der Zauneidechse (Lacerta agilis) 

nachgewiesen werden. Die Art ist nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG besonders bzw. streng 

geschützt und gilt in Thüringen als gefährdet. Das Plangebiet bietet derzeit nur geringe 

Nahrungsgrundlagen und einen hohen Beschattungsgrad. Während der Bauphase können 

Beeinträchtigungen durch Baustellenverkehr oder Baugruben entstehen. Diese werden durch die 

Maßnahmen der VCEF 11 vermieden, darunter das Absuchen der Saumbereiche vor Beginn der 

Bauarbeiten und die Sicherung der Schutzbereiche durch Reptilienschutzzäune. Durch extensives 

Flächenmanagement und die Pflege der Randbereiche kann das Plangebiet langfristig als geeigneter 

Lebensraum für die Zauneidechse entwickelt werden. 

Für das Schutzgut Wasser sind keine nachteiligen Auswirkungen zu erwarten, da keine 

Oberflächengewässer im Geltungsbereich liegen und Niederschlagswasser ungezielt versickert. Die 

Versiegelung durch Nebenanlagen ist auf ca. 2 % der Fläche begrenzt, wodurch Bodenfunktionen 

weitgehend erhalten bleiben. Beeinträchtigungen für Klima, Landschaftsbild, Mensch und Kultur- oder 

Sachgüter sind gering und werden durch Eingrünung der Freiflächen und geplante 

Grünlandgesellschaften kompensiert. 

Die Gegenüberstellung von Bestands- und Planungswerten zeigt einen vorläufigen Wertpunktegewinn 

von +467.173 Punkten, überwiegend durch die Aufwertung des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und 

biologische Vielfalt. Unter Berücksichtigung der pauschalen Abwertung für das Landschaftsbild verbleibt 

ein Überkompensationswert von 89.668 Punkten. Externe Kompensationsmaßnahmen sind nicht 

erforderlich; die Rückführung in die landwirtschaftliche Nutzung nach Ende der PV-Anlage ist 

vorgesehen. 

Mit Einhaltung der festgesetzten Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen, einschließlich der VCEF11 für 

Reptilien, VCEF15 für bodenbrütende Vögel und der Maßnahmen zur extensiven Grünlandpflege, können 

alle Beeinträchtigungen auf Naturhaushalt und biologische Vielfalt vermieden oder ausgeglichen 

werden. Die Auswirkungen der Planung auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Landschaftsbild 

und Mensch sind vertretbar und überwiegend positiv für die biologische Vielfalt. 
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